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Deutſchland. 
O. ©. Neichstags⸗Verhandlungen. 
29. Sitzung des Reichstages. (8. Mat.) 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundeßraths Delbrück, Camphauſen, Michae⸗ 
lis u. A. Die dritte Berathung des Münzgeſetzes wird fortgeſetzt. 
Nachdem in der letzten Sitzung Art. 3 genehmigt war, der die Reichsmün⸗ 
zen aufzählt, die außer den Reichsgoldmünzen ausgeprägt werden ſollen 
(darunter auch das dielbeſtrittene Zweimarkſtüch, werden heute die Ausfüh⸗ 
rungg⸗Paragraphen SS 1—4 zu dieſem Art. 3, betreffend die Ausprägung 
der Silber⸗, Nickel⸗ und Kupfermünzen faſt ohne Discuſſion angenommen. 
Das Recht zur Errichtung neuer Münzſtätten ſeitens des Reiches wird vom 

räſidenten Delbrück als ein ſelbſtverſtändliches betrachtet, das ausdrück⸗ 

ich im Münzgeſetz in Anſpruch zu nehmen überflüſſig fein würde. Er hatte 
früher die Meinung geäußert, daß das Geſetz eine darauf bezügliche Er⸗ 
weiterung erhalten müſſe, iſt aber inzwiſchen von ihr zurückgekommen und 
erklärt dies heute auf eine Bemerkung Bamberger s, der es als mit der 

Würde des Reiches nicht recht verträglich bezeichnet ein Recht zu beanſpru⸗ 
chen, deſſen Beſitz und Ausübung unbeſtreitbar iſt. 

Die Discuſſion rückt ohne Weiterungen raſch bis zu Art. 12 vor, der 
von dem Recht der Privaten handelt, für ihre Rechnung Zwanzigmarkſtücke 
auf den Reichsmünzſtätten ausprägen zu laſſen. In der zweiten Berathung 
war beſchloſſen worden: Privatperſonen haben das Recht auf denjenigen 
Münzſtätten, welche ſich dazu bereit erklären, ſoweit dieſelben nicht 
für das Reich befhäftiat find, Zwanzigmarkſtücke ausprägen zu laſſen. 

Bamberger redigirt den betreffenden Paſſus des Artikels 12 heute in 
folgender Faſſung: „Privatperſonen haben das Recht, auf denjenigen Münz⸗ 
tätten, welche ſich zur Ausprägung auf Reichs rechnung bereit erklärt haben, 
Zwanzigmarkſtücke für ihre Rechnung ausprägen zu laſſen, ſo weit vieſe 
Münzſtätten nicht für das Reich beſchäftigt ſind.“ 

Banks und Wolffſon beantragen, dieſes Alinea und die folgenden, 
die von der Gebühr für die de d im Auftrage von Privaten han⸗ 
deln, ſo zu faſſen: „Privalperſonen haben das Recht, ſo weit die Münz⸗ 
ſtätten nicht für das Reich beſchäftigt ſind, Zwanzigmarkſtücke ausprägen zu 
laſſen. Die für ſolche Ausprägungen zu erhebende Gebühr wird vom Reichs⸗ 
kanzler mit Zuſtimmung des Bundesrathes beſtimmt und darf die von der 
Reichskaſſe für die Ausprägung von Zwanzigmarkſtücken gewährte Vergü⸗ 
tung nicht überſteigen.“ 

In Bezug auf den letzteren Punkt war in zweiter Berathung beſchloſſen 
worden, die Gebühr von 7 Mark auf das auszuprägende Pfund Feingold 
als Maximum zu fixiren und die Differenz zwiſchen dieſer Gebühr und der 
Vergütung, welche die Münzſtätte in Anſpruch nimmt, in die Reichskaſſe 
fließen zu laſſen. Im Intereſſe der Privaten war aber damals auf Antrag 
des Abg. Dr. Braun hinzugefügt worden, daß die Münzſtätten keine höhere 
Vergütung in Anſpruch nehmen dürfen, als die Reichskaſſe gewährt. 

bg. Banks: Im Großen und Ganzen hat die Situation für das 
Recht der Privatausprägung von Goldmünzen ſich ſeit Beginn der Berathung 
weſentlich geändert. Bei der erſten Leſung bekämpfte die Bundesregierung 
das ganze Princip, bei der zweiten mußte ſie bereits anerkennen, daß die 
Privatausprägung nicht blos zum Nutzen derjenigen, die davon Gebrauch 
machen, ſondern auch im Intereſſe des Reichs und der Geſammtheit geſchehe. 
Jul meinen Antrag find zwei Gründe maßgebend. Der erſte kann erit in 
ukunft feine wohltbätigen Folgen zeigen. Wir haben ein weſentliches In⸗ 
fereile daran, daß England aufhöre, ausſchließlich der Goldmarkt für den 
internationalen Verkehr zu ſein, und daß Deutſchland den Verſuch mache, 
dieſen r an ſich zu ziehen. Das kann aber nur geſchehen, wenn Sie 
jeden Kaufmann in die Lage ſetzen, im Voraus zu wiſſen, mit welchen ge⸗ 
Got ann Auslagen er ſeine ungeprägten Goldvorräthe i geprägtes 
Gold umwandeln könne. So lange das nicht geſchieht, werden alle Ver⸗ 
ſuche, uns von der engliſchen Herrſchaft über den Goldmarkt zu befreien, 
vergeblich fein. Der zweite und Hauptgrund für meinen Antrag iſt dieſer: 
Unmöglich kann die Reichsregierung jedes heraunahende Bedürfniß einer 
Vermehrung des momentanen Vorkathes von geprägtem Gold rechtzeitig 
erkennen, aber die große Menge der Einzelnen vermag das ſehr wohl und 
hat ein Intereſſe daran, dem drohenden Mangel abzuhelfen. Nun wird das 
zwar anerkannt, aber das Reich ſoll ſich deshalb keiner Schävigung ausſetzen, 
indem es die Koſten der Abnützung durch den Verkehr auch für ſolche Mün⸗ 
zen voll auf ſich nimmt, die durch Private zur Prägung gelangen. Man 
verweiſt auf England, das nicht verpflichtet iſt, die verſchliſſenen Münzen 
einzuziehen. Aber das Exempel an 19 85 es betragen die Abnutzungs⸗ 
rägekoſten. 

Als Prägekoſten ſind 4 Mark, als Abnützungskoſten nur 2 Mark auf 
das Pfund fein Gold zu rechnen. Somit betragen die Prägekoſten das 
Doppelte der Abnützungskoſten, und wenn daher das Reich die erſteren den 
Pripaten zuweiſt, fo iſt das bereits ein mehr als hinreichendes Aequfvalent 
für die eventuell dem Reiche zur Laſt fallenden Abnutzungskoſten. Sodann 
aber, in weſſen Nutzen findet denn die Abnützung der Goldmünzen ſtatt? 
Doch wahrlich nicht zum Nutzen derjenigen, die das Gold ausprägen laſſen, 
ſondern einzig und allein im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs, im In⸗ 
tereſſe des Reiches und aller Steuerzahler; alſo müſſen auch die Koſten der 
ea mit Fug und Recht von der Geſammtheit, vom Reiche getragen 

erden. 

Präſident Delbrück: Die verbündeten Regierungen ſind bereit, die in 
der zweiten Berathung des Reichstages beſchloſſene Abänderung des Art. 12 
anzunehmen, wobei ſie allerdings das Amendement Bamberger als eine 
Verbeſſerung der Redaktion zur Annahme empfehlen. Ich glaube mit dieſer 
Erklärung die gauze Frage über die Zuläſſigkeit der Prägung von Gold- 
münzen auf Privatrechnung 1 zu haben. Das Amendement Banks 
kann ich auc nach der gehörten Begründung für zutreffend nicht halten. 
Daß die Abnützung der Münzen nicht im Intereſſe derjenigen erfolgt, die 
ſie prägen laſſen, gebe ich zu; daß aber die Abnützung dieſer Münzen und 
die 10 Abnützung correſpondirende Laſt für das Reich dadurch veranlaßt 
iſt, daß Privatleute dieſe Münzen haben prägen laſſen, vas behaupte ich 
allerdings. Weil Privatleute es in ihrem Intereſſe finden, Reichsgoldmünzen 
Beiden zu laſſen und weil fie ihrerſeits demnächſt keine Intereſſe daran 

aben, was aus dieſen Münzen fernerhin wird, darum find jie dem Reich, 
den Steuerzahlern die Laſt abzunehmen ſchuldig, welche dem erſteren durch 
die Abnutzung wie durch die Ausprägung eiwächſt. Ich bitte Sie daher 
das Amendement Banks abzulehnen. 

u Bamberger: Die in der zweiten Leſung beſchloſſene Faſſung des 
Alin. 2 des Art. 12 könnte dahin interprefirt werden, als könnte es Münz⸗ 
ſtätten geben, die gar nicht verpflichtet ſind, für das Reich Gold auszu⸗ 
prägen, ſich nichtsdeſtoweniger aber den et zur Verfügung ſtellen 
lönnen. Eine ſolche Anomalie will gewiß Niemand aufkommen laſſen, des⸗ 
halb haben wir unſer redactionelles Amendement geſtellt. Mit dem Princip 
anks muß ich mich auch heute noch völlig einverſtanden 
erklären, kann aber nach den ausführlichen Erörterungen über dieſen Punkt 
vn Haufe nicht zumuthen, auf Auseinanderſetzungen einzelner Sachkenner 

er Punkte von techniſch ſchwieriger Natur ſich von den Anſchauungen 

in über Punk techniſch ſchwieriger Natur ſich den Ani 
10 entfernen, welche die Regierung vertheidigt und feſthält. Ich verlaſſe 
118 darauf, daß die Praxis hier das Entscheidende fein und uns die Noth⸗ 
erheben lehren wird, eine viel geringere Taxe von der Goldprägung zu 
diser in, Ich bin überzeugt, wir werden bald rie Erfahrung machen, daß 
un welche Gold prägen, dem Staate einen großen Dienſt leiſten 
ber a wir deshalb nicht berechtigt find, ihnen die Unterbaltungskoften 
ſicht machung aufzuerlegen. Es iſt die von der Regierung feſtgehaltene An⸗ 
wende anderes als die Theorie des Chauſſeegeldes auf die Münzen an⸗ 
bet, und dieſe Theorie hat ſich bioher ſtels als unhaltbar erwieſen. 
in Bndesbebollmächtigter Camphauſen: Ich konnte leider bei der zwei⸗ 
die Behandung nicht auweſend ſein und darum beritebe ich nicht recht, wie 
egen dienßtung bat eniftehen können, daß die verbündeten Regierungen 
SON die Privatausprägung voreingenommen ſeien; der Wortlaut des Art. 
ſpricht ja direct dagegen. Für mich hat es nie einen Augenblick gegeben, 
3 05 5 t vor 1% Jahren, wo ich einmal den Unwillen des Abgeordneten 
zagnng von Meinen Zweifel darüber erregte, daß in Zukunft ilch aug 
gun ; i eigen us: 
ern durch aue n nicht mebe dom eice, loge, 10. H., dieſer 
noch nicht eingetreten und kann noch für geraume Zeit 
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nicht eintreten. Wir haben einſtweilen mit der eigenthümlichen Situation 
zu thun, in welche wir durch die Zahlung der franzöſiſchen Kriegscontrihu⸗ 
tion geſetzt find. Wir haben dieſer Situation zu danken, daß wir die Ne: 
formen unſeres Münzweſens mit wahrhaft ſpielender Leichtigkeit in manchen 
Beziehungen bier durchführen können; wir haben aber dieſer Situation auch 
manche Schwierigkeiten zur Laſt zu legen und zu dieſen gehört, daß wir 
durchaus nicht in der Lage find, gleich von Beginn ab die Ausprägung des 
Goldes der Privatinduſtrie zu überlaſſen. Ich glaube daher, daß nach den 
über dieſen Punkt ſtattgefundenen Debatten eigentlich eine Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit zwiſchen den verbündeten Regierungen und dem Haufe überall 
nicht beitebt. In Bezug auf die Conſequenzen in der Praxis und der Er: 
fahrung ſtimme ich mit dem Vorredner durchaus überein, behaupte aber, 
daß auch in dieſer Beziehung die Vorlage in § 3 und 4 des Art. 11 dieſen 
Punkt bereits vollſtändig in's Auge gefaßt hat. Ich kann alſo auch meiner: 
ſeits nur die Annahme der Beſchlüſſe der zweiten Leſung mit dem Amende⸗ 
ment Bamberger dem Hauſe empfehlen. 8 f 

Abg. Sonnemann: Man darf wohl annehmen, daß jedes Mißver⸗ 
ſtändniß, das bisher thatſächlich über die Ausprägungsberechtigung von Pri⸗ 
baten noch obgewaltet hat, beſeitigt iſt. Ebenſo muß ich anerkennen daß 
durch das Amendement Bamberger ein großer Fehler der zweiten Leſung 
hefeitigt iſt. Zugleich mit dieſem Amendement bitte ich das Haus dringend, 
den zweiten Theil des Antrags Bank anzunehmen. Die Ausprägungs⸗ 
Berechtigung für Private iſt ein weſentlicher Eckſtein unſers Münzgeſetzes. 
Wenn wir nicht mehr als je und zumal bei drohenden Handelskriſen uns 
der Herrſchaſt des Goldmarkts von England und Frankreich unterwerfen 
wollen, ſo müſſen wir die Möglichkeit haben, dem Mangel des umlaufenden 
Goldes jeder Zeit durch Neuausprägung abzuhelfen, und das kann nur ge⸗ 
ſchehen durch das Recht der Privat⸗Ausprägung. Sodann herrſcht in dieſem 
Haufe eine große Neigung zur Contingentirung des Banknotenumlaufs. 
Auch dieſe Frage iſt von großer Tragweite für das Mänzgeſetz, weil es nach 
dieſer Contingentirung noch viel mehr als jetzt nothwendig ſein wird, die 
Zahl der umlaufenden Goldmünzen zu vermehren Möge das Haus durch 
Annahme des Banks'ſchen Amendements ein⸗ für allemal definitiv feſtſtellen, 
daß die Reichskaſſe auf Ausprägung von Goldmünzen ein Privilegium nicht 
beſitzt. 

Abg. Mosle: Nach den Erklärungen der Herren Vertreter des Bundes⸗ 
raths liegt die Sache heute anders, als zu der Zeit, wo das auch von mir 
unterſtützte Amendement eingehracht wurde. Nach den Ausführungen des 
Herrn Miniſters Camphauſen ſollen die Privaten für den Abſchliff der Gold⸗ 
münzen bezahlen, das will unſer Antrag den Privaten nicht anſianen, er 
findet es für das Reich würdiger und größer, auf dieſen kleinen Nutzen zu 
berzichten, wie das England und Frankreich thun. Allerdings ziehen dieſe 
auch die verſchliffenen Goldmünzen nicht ein, aber im Art. 10 unſeres Ge: 
ſetzes werden ſie finden, daß nur die Reichsgoldmünzen eingezogen werden 
ſollen, welche nicht durch einen andern als den gewöhnlichen Umlauf an 
Qualität verloren haben. Wenn Sie alſo nach 15, 20, 25 Jahren ein an⸗ 
ſcheinend leichter gewordenes Goloftüd auf der Münze umtauſchen wollen, 
müſſen Sie erſt den Beweis führen, daß es durch den gewöhnlichen Umlauf 
leichter geworden iſt. Da halte ich die engliſche Beſtimmung, wonach die 
Bank zu leicht gewordene Goldmünzen mittelſt Durchſchneidens inutiliſirt, 
für viel wirkſamer. Ich glaube, nach ein gen Jahren wird die Regierung 
von ſelbſt auf diefe Belaltung der Privatauspräger für den Verſchleiß renon⸗ 
ciren. Jeder Kaufmann, der Gold in die Münze liefert, will natürlich 
dabei verdienen, aber er dient auch dem Verkehr damit. Der internationale 
Goldverkehr wird auch in Deutſchland weit ſtärker betrieben, als man ge⸗ 
wöhnlich glaubt. In allen größeren überſeeiſchen Plätzen betreiben deutſche 
Häuſer den größten Theil des Exgortgeſchäftes, und häufig kommen Gold⸗ 
ſendungen derſelben nach Europa So lange Deutſchland nun einen böße 
ren Prägungsſatz als England hat, wird das Gold immer nach England 
gehen und fo dieſes den Verdienſt baben. England wird nach wie vor den 
Goldmarkt reguliren, während das nicht geſchieht, wenn das Goldgeſchäft 
mehr und mehr nach Deutihland gemacht wird. ; 

Sie können ſich darauf verlaſſen, daß, wenn Deutſchland in dieſer Be⸗ 
ziehung liberal iſt, bei dem anerkannten Patriotismus der überſeeiſchen 
deutſchen Handelshäuſer, der Goldzufluß nach Deutſchland mit dem nach 
England concurriren wird. — Gegen die Erwähnung des Herrn Vorredners, 
es ſei im Reichstage Neigung vorhanden, den Banknotenbetrag zu contin⸗ 
gentiren, muß ich entſchieden proteſtiren. In England iſt das allerdings 
der Fall, aber es iſt höchſt gefährlich, jo ohne Weiteres engliſche Zuſtände 
auf deutſche Verhältniſſe zu übertragen. In England findet Niemand etwas 
darin, wenn in Geldkriſen die Bank ihre Noten nicht mehr mit Gold ein⸗ 
löſt. Wollte einmal die Preuß oder Reichsbank ihre Noten nicht ans baar ein⸗ 
löjen, fo würde der größte Theil des Volkes ſofort jagen, das komme von 
der ſchlechten Wirthſchaft der Regierung her. Das engliſche Contingentirungs⸗ 
Geſetz, die Peels⸗Acte, hat immer nur deshalb gut operirt, weil eben jeder 
Menſch ihre Wirkung kennt. In Deutſchland wäre ein ſolches Geſetz ſchon 
wegen der vielen Filialen der Preußiſchen Bank ſehr ſchwer durchzuführen. 
Ich bitte alſo, das Ouus, welches die Regierung durch Einlöſung der abge⸗ 
ſchliffenen Goldmünzen auf ſich nimmt, nicht für zu ſchwer zu erachten und 
hoffe, daß ſie in wenigen Jahren darauf perzichten wird, deu Privaten für 
die Ausprägung mehr abzunehmen, als die Selbſtkoſten betragen. Bundes⸗ 
bevollmächtigter Camphauſen bebt nochmals hervor, daß die Regie⸗ 
rung lage gegen das Amendement Banks und nur für das von Bam⸗ 
berger iſt. 

bg. Mohl legt den größten Werth darauf, daß die deutſche Goldmünze 
durch die Reichsregierung im Zuſtande der Pollwichtigkeit erhalten wird. 
Um dieſe gewährleiſten zu lönnen, muß die Reichskaſſe für die Opfer, die 
fie bringt, indem fie verſchliffene Goldmünzen einzieht und durch vollwichtige 
erſetzt, durch die Differenz zwiſchen der Gebühr für Privatausprägung und 
der Vergütung für die Münzſtätte entſchädigt werden. Redner erklärt ſich 
daher gegen den Antrag Banks. 

Abg. Dr. Braun erſucht das Haus an dem Beſchluſſe der zweiten 
Berathung bezüglich der Gebühr feſtzubalten und erläutert noch einmal 
den Werth des von ihm damals vorgeſchlagenen und vom Haufe genehmigten 
Zuſatzes. (ſ. o.) Wenn das Reich auf feine Koſten die Vollwichtigkeit der 
arkulirenden Münzen aufrecht erhält, fo iſt es natürlich, daß derjenige, der 
auf ſeine Rechnung ausprägen läßt, dafür eine Gegenleiſtung präftirt; 
denn geſchenkt ſoll ihm doch nichts werden. Wenn die Münzſtätten 4 Mark 
Prägekoſten, das Reſch als Gegenleiſtung 3 Mark verlangen und derjenige, 
welcher Münzen will, meint, das ſei ihm zu viel, ſo hat ja vielleicht das 
Reich viel Einfluß auf die einzelnen Münzſtatten, um eine Herabſetzung der 
Prägekoſten zu erlangen, odne ſelbſt dabei Schaden zu leiden. Dadurch 
würde das cirkulisende Medium feine Vollwichtigkeit behalten und das 
Vorſchreiten der Goldwährung durch ſchnellere Ausprägung beſchleunigt 
werden. 5 5 Sa : 

Abg. Grumbrecht: Schon jetzt einen Minimalſatz für die Ausprägung 
feſtzuſezen, iſt unmöglich, weil man die Koſten noch nicht überſehen kann. 
Diejenigen, welche auf ihre Koſten ausprägen laſſen, handeln nur zu ihrem 
eigenen Nutzen; wenn ſie dem öffentlichen Nutzen mit dienen, fo geſchieht 
es nur nach dem Grundſatze der Mancheſterſchule, daß der Egoismus des 
Einzelnen immer dem 1 des Ganzen dient. Der Beſchluß der 

weiten Leſung muß feſtgehalten werden 

5 bg. Van: Wenn die Sache wirklich ſo läge, wie der Abg. Braun 
meinte, dann könnten wir den ganzen Paſſus aus dem Geſetz hetauswerfen. 
Aber Präſident Delbrück bat vorher den Irethum ausgeſprochen, daß dem 
Reiche durch die Privatausprägung zweifelsohne ein Schaden erwachſe. 
Nach ſeiner Vorſtellung giebt es ein großes Baſſin des öffentlichen Verkehts, 
in welches alle Münzen hineinfließen. Es giebt nichts Verkehrteres als 
dieſe Anſicht; der Verkehr verträgt nur eine gewiſſe Summe von Gold⸗ 
münzen, er verlangt aber auch abſolut eine beftimmte Summe. Wenn 
dieſem Verkehr von Privatleuten Münzen zugeführt werden, jo geſchieht es 
allein zu Guniten des Reiches und der geſammten Steuerzahler; es iſt alſo 
Unrecht, den Privaten die Koſten dafür aufbürden zu wollen. Der Finanz⸗ 
miniſter Camphauſen hat geſagt, daß der Zeitpunkt der Privatausprägung 
noch nicht eingetreten ſei. Das iſt richtig. Wenn aber Privatleute Gold 
blillig ankaufen und einen Verdienſt bei der Ausprägung machen können, 
dann iſt der Zeitpunkt eingetreten, und wird er verſäumt, ſo leidet nicht 
nur die Reichskaſſe, ſondern der ganze Verkehr, weil die Reichskaſſe nicht 
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wiſſen kann, daß zu wenig Goldmünzen ausgeprägt ſind. Wenn ſie es er⸗ 
fährt und die Ziffer für die Privatausprägung herabſetzt, dann iſt der Zeit⸗ 
raum vielleicht ſchon längſt vorbei. Die Privatleute können viel eher ſehen, 
wann das Bedürfniß befriedigt werden muß; deshalb wollen wir, daß die 
Privatausprägung an die Stelle der Staatsausprägung tritt. Nehmen Sie 
unſern Antrag im Intereſſe der Vereinfachung der Sache an. 

Abg. Eggert: Die ganze Circulation von Goldmünzen wird ungefähr 
400 Millionen Thaler betragen; die Abnutzung beträgt 4 Procent, alſo 2 
Millionen Thaler, die ſich auf ca. 20 Jahre vertheilen. Das Reich hat alſo 
pro Jahr eine Ausgabe von 100,000 Thlrn., eine Summe, die gar nicht fo 
erheblich iſt, dem Verluſt gegenüber, den es bei dem Verkauf des Silbers 
erleiden wird, den man auf ca. 20 Millionen Thlr. anſchlägt. Ueber dieſen 
coloſſalen Verluſt iſt in der ganzen Debatte noch kein Wort verloren worden. 
Die Vortheile des freien Privatprägerechts find außerordentlich groß: Der 
Herr Bundescommiſſar hat ſchon früher ausgeführt, daß in England durch 
das unbedingte Recht der Privatausprägungen ein nennenswerther Unter⸗ 
ſchied zwiſchen rohem und geprägtem Gold nicht exiſtirt. Dadurch erhält 
die engliſche Münze einen unveränderlichen Werth, der eine ſichere Baſis 
des Geſchäftsverkehres iſt. Daher haben große internationale Geſchäfte bis 
jetzt nur in England gemacht werden können, für welche der engliſche So⸗ 
bereign auch der einzige een geworden ift: daher iſt ein Credit auf 
London überall und immer verkäuflich, Credite auf Berlin, Hamburg und 
Frankfurt dagegen nur in ſeltenen Fällen. Ich will nicht ſoweit gehen und 
verſuchen, England das Monopol in dieſer Beziehung ſtreitig zu machen; 
allein eine große Befriedigung würde es für mich ſein, wenn Deutſchland 
feinen eigenen Handel unabhängig machen würde durch ähnliche Vorkeh⸗ 
rungen. Ich bitte alſo um Annahme des Amendements des Abg. Banks. 

Bundescommiſſar Geh. Rath Michaelis: Ich habe in der zweiten Be⸗ 
rathung ausgeführt, die engliſche Münzgeſetzgebung gehe darauf aus die 
Differenz des Werthes von rohem und geprägtem Golde auf einer möglichſt 
geringen Höhe zu erhalten. Dadurch hat aber die engliſche Münze keines⸗ 
wegs einen unveränderlichen Werth, ſondern ſie unterliegt den Schwankun⸗ 
gen des Goldmarktes eben ſo gut, wie jede andere Münze; nur das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen rohem und geprägtem Golde wird in einer beſtimmten 
Schranke gehalten. Die Folge dieſer künſtlichen Verminderung der Differenz 
üt, daß ſich das geprägte Gold leicht in ungeprägtes verwandelt und nach 
dem Außlande abfließt. Die Wirkung des Geſchenkes, welches denen ge⸗ 
macht wird, die Gold ausprägen laſſen wollen, iſt, daß die Schwankung des 
Disconto in England außerordentlich groß iſt, größer als anderwärts, wo 
man dieſe niedrige Differenz nicht künſtlich aufrecht erhält. Die hier vor⸗ 
liegende Frage geht darauf hinaus, ſoll, wenn das Bedürfniß ſoweit bes 
friedigt iſt, daß das Reich nicht mehr prägen laſſen braucht, das Bedürfniß 
durch die Privatinduſtrie befriedigt werden; ſoll dieſe Ausprägung dann 
auf Koſten derjenigen erfolgen, welche zu ihrem Vortheile ausprägen laſſen, 
oder ſoll auf Koſten der Steuerzahler ein Zuſchuß geleiſtet werden, damit 
die künſtliche Verminderung der Differenz zwiſchen rohem und geprägtem 
Golde beſteben bleibe. Dieſe niedrige Differenz führt zu vielen Nachtheilen, 
zur Vermehrung der geprägten Umlaufsmittel und dadurch zu einer un⸗ 
unterbrochenen Preisſteigerung. Ich glaube nicht, daß diejenigen, welche 
für eigene Rechnung ausprägen laſſen, es im Intereſſe des allgemeinen 
Wohles thun und ein Bedürfniß befriedigen. Ein legitimes Bedürfniß iſt 
nur ein ſolches, welches die Koſten ſeiner Befriedigung zu tragen vermag; 
wenn man etwas zuſchießen muß, ſo iſt es nicht als legitim anzuerkennen. 

Abg. Wolffſon: Es iſt in keiner Weiſe gerechtfertigt, daß die Ab⸗ 
nutzungskoſten von einem Einzelnen getragen werben ſollen, denn fie find 
ein Opfer, welches dem Verkehr gebracht wird. Wenn ein Privater über 
das Bedürfniß prägt, jo rächt ſich dies febr bald, denn das über Bedürfniß 
geprägte Gold wandert bald in den Schmelztiegel. Man fürchtet vielfach, 
daß vollwichtiges Gold in das Ausland gehen wird. Ich fürchte das keines⸗ 
wegs; das engliſche Gold, wenn es abgeſchliffen iſt, iſt freilich ſeines Lebens 
im eigenen Lande nicht mehr ſicher; es it zum Opfer beftimmt und darum 
geht es den Weg ins Ausland, wo es noch werihvoller iſt, als die dort eir⸗ 
culirenden Goldmünzen. Aber unſere Goldmünzen ſind bier legal und 
werden hier ohne Schaden eingelöſt. Will man dem Publikum Rechnung 
tragen, jo muß man es in den Stand ſetzen, mit dem Reiche concurriren 
zu können. 

Bundescommiſſar Geh. Rath Michaelis: Der Vorreduer hat am Schluſſe 
bewieſen, was er im Anfang leugnete. Er jagte, unfere Goldmünzen wer⸗ 
den nicht in das Ausland gehen, weil ſie das Recht haben, auf Reichskoſten 
ibre Vollwichtigkeit b anf in erlangen. Der Mehrwert) der M 
ſteht eben darin, daß auf ihnen die untrennbare Verpflichtung des Reiches 
tuht, ſie vollwichtig zu erhalten. 

Nachdem Banks den erſteren Theil ſeines Antrages als mit der Faſſung 
Bambergers identiſch zurückgezogen hat, wird der zweite Theil deſſelben gegen 
eine ſehr ſtarke Minorität 5 und Art. 12 nur mit der redactionellen 
Aenderung Bambergers, im Webrigen aber in der Faſſung der zweiten Be⸗ 
album definitiv angenommen. 

Nach Art. 13 iſt der Bundesrath befugt, Beſtimmungen über Werth und 
Cours ausländiſcher Münzen zu treffen, ſowie ihren Umlauf gänzlich bei 
Strafe zu unterſagen. 

bg. Mohl polemiſirt gegen die Beſtimmungen, deren Zweckmäßigkeit 
für ſein engeres Vaterland er beſtreitet; insbeſondere würde die Feſtſetzung 
einer Strafe für Zuwiderhandlungen zu den gehäſſigſten Denunciationen 
fübren. Redner beantragt daher, Alinea 1 des fraglichen Artikels zu ſtrei⸗ 
chen und die Befugniß des Bundesrathes auf das Verbot ausländiſcher 
Münzen, welche in ihrem Gehalte unſicher ſind oder einen geringeren, als 
den durch die Werthzeichnung angegebenen Gehalt haben, 05 beſchränken. 

Abg. Reichenſperger (Crefeld) der im Großen und Ganzen mit Mohl 
übereinſtimmt, hat ebenfalls gegen die in der zweiten Leſung genehmigte 
Faſſung des Art. 13 Bedenken, vorzüglich gegen die dem Bundesrath ver⸗ 
liehene Befugniß, den Umlauf fremder Münzen gänzlich zu unterſagen. 
Die Strafbeſtimmung erinnere lebhaft an die mittelalterlihen Luxusgeſetze; 
bei der ungenauen Faſſung des Ausdrucks habe es zudem den Anſchein, als 
ob die Strafandrohung ſich gegen die fremden Münzen, auſtatt egen die 
Perſonen, welche ſie annehmen gerichtet ſei. Die Spitze dieſer Be immun⸗ 
gen ſei, wie man offen bekenne, gegen den öſterreichiſchen Gulden gerichtet. 
Dieſen öſterreichiſchen Gulden nehme man viel zu tragiſch, jedenfalls recht⸗ 
fertige die Furcht vor ihm keineswegs die feſtgeſetzte Strafbeſtimmung, deren 
Handhabung auf den Grenzbezirken ohne ein ausgedehntes Spionirſyſtem 
gar nicht möglich fei. Wie wolle man es einer Rolle Geld von außen an⸗ 
ſehen, ob unter den einzelnen Stücken von gleicher Größe ein öſterreichiſcher 
Gulden befindlich it? Und ſollen denn die Fremden, die doch meist ihr 
eigenes Silbergeld mitnehmen, ſich vor dem Eintritt in deutſches Gebiet 
deutſches Geld einwechſeln? Mit ſolchen Strafbeſtimmungen gegen Franken 
und Gulden werde man nichts ausrichten, aber viel Staub auf wirbeln. 
Aus eigener Erfahrung wiſſe er, wie erfolglos in Köln der Krieg gegen die 
belgiſchen 2⸗Pfennigſtücke geweſen. Dieſelben floſſen ſchließlich ganz von 
ſelber wieder nach Belgien zurück und ähnlich werde es gewiß auch mit dem 


Gulden ergehen. 
Wolle man dem Staate das Recht beſtreiten, aus⸗ 


ünzen bes 


Abg. Dernburg: dem 
ländiſche Münzen zu verbieten, jo ſei nicht abzuſehen, wie man dann no 
von der Münzhoheit des Staates ſprechen wolle. Er müßte dann ebenſo 
das Prägerecht jedes beliebigen Privatmannes anerkennen. Erkenne man 
aber dem Staate das Recht des Verbotes ausländiſcher Münzen zu, jo folge 
die Nothwendigkeit einer Strafbeſtimmung ganz von felber, da dieſe die 
einzige Möglichkeit gebe das Verbot wirkſam durchzuführen. Wollte man 
dieſe Strafnorm für mittelalterllch halten, jo hatten alle Schutz⸗ und Straf⸗ 
beſtimmungen gegen Nachdruck ꝛc. denſelben Character. Richtig ſei von den 
ganzen Ausführungen des Vorredners nur das, was er über die aus Ver⸗ 
ſehen erfolgte Ausgabe verbotener Münzen geſagt. Er ſchlage deshalb vor, 
hinter dem Worte Zuwiderhandlungen einzuschalten: „welche gewohnheits⸗ 
oder gewerbsmäßig vorkommen.“ 2e üg im herbe 

räſ. Delbrück: Schon bei der erſten Leſung ervorgehoben wor⸗ 
en. daß Deutihland der Schauplatz aller Münzen der Welt war. Ich 
glaube, wir haben keine Veranlaſſung zur Aufrechterhaltung dieſes Grund⸗ 
rechts. Es war allerdings recht bequem jede Münze, welche man erhielt, 
ungeſtört wieder ausgeben zu können. Es fragt ſich aber, ob bei dieſem 
gemüthlichen Zuftande die Durchführung des neuen Münzſyſtems möglich 


C 
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von Geld und Gewohnheiten ein neues Münzigitem ſchaffen, ſo müſſen wir 
auch mit einer liebgewordenen Gewohnheit brechen, welche aus Deutſchland 
den Tummelplatz aller fremden Münzen gemacht hat. Ein allgemeines 
Verbot aller ausländiſchen Münzen iſt in dieſem Artikel gar nicht ausge⸗ 
ſprochen, und man 1 wohl zu dem Bundesrathe das Vertrauen haben, 
daß er das Verbot in einer dem Intereſſe des Reichs entſprechenden Weiſe 
handhaben werde. Iſt aber die Befugniß zu verbieten begründet, ſo iſt 
auch nothwendig Strafen gegen die Uebertretung des Verbotes anzubroben. 
Die hier normirte Beſtimmung enthält nur ein Strafmaximum und Abge⸗ 
ordneter Reichenſperger ſollte wohl zu unſern Gerichten das Vertrauen haben, 
daß ſie bei den von ihm angeführten Fällen auf das geringſte Strafmaß 
erkennen werden. Ich möchte auch vor der Annahme des Amendements 
Dernburg warnen, die Beſtimmung iſt im Ausdrucke nicht recht faßbar und 
ich interprelire andererſeits den Wortlaut des Art. 13 fo, daß er die Fälle, 
in denen nach dieſem Amendement die Strafe ausgeſchloſſen ſein ſoll, nicht 
in ſich begreift. 5 0 a f 

Abg. Bamberger: Die Faſſung des vorliegenden Artikels ift correct, 
denn fie beſagt eben, daß Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen des 
Bundesraths beſtraft werden ſollen. Ich war in dieſer Debatte Anſangs 
etwas beunruhigt, die Herren Mohl und Reichenſperger auf der progreſſiven 
und uns auf der reactionären Seite zu ſehen. Ich habe mich aber ſchnell 
beruhigt, als ich ſah, daß die Herren ſchließlich ganz daſſelbe wie wir wollen, 
und nur eine Ausnahme zum Schutze des öſterreichiſchen Guldens machen 
möchten. (Sehr wahr!) Hätte Herr Reichenſperger dieſe Ausführungen 
vorgeſtern gemacht, jo würde, wie ich glaube, die Abſtimmung über das 
2⸗Markſtück wohl anders ausgefallen ſein. Damals hieß es: wie kann 
man unſere Bauern für jo dumm halten, daß fie nicht ein 2⸗Markſtück von 
einem Gulden unterſcheiden ſollten; heute kehrt man die Rückſeite der Me⸗ 
daille hervor und ſagt: Wie kann man unſeren Bauern nur zumuthen, 
einen Gulden von einem 2⸗Markſtück zu unterſcheiden? (Sehr richtig! bört!) 
Wir erſchweren unſere Situation mehr und mehr, wenn wir dem Bundes⸗ 
rath die Möglichkeit entziehen, den Gulden auszuſperren. Vor 3 bis 
4 Jahren haben die Länder der lateiniſchen Münzconvention, Frankreich, 
Belgien und die Schweiz, nicht einen Augenblick gezögert, ein Verbot gegen 
die unterwerthigen Papalini auszusprechen, welche aus dem Kirchenſtaate 
in ihr Gebiet ſtrömten. 5 I 

Abg. Mohl macht noch darauf aufmerkſam, daß ein Verbot öſterreichi⸗ 
cher Münzen doch nicht blos den Gulden, ſondern auch die Fünfgroſchen⸗ 

üde z. B. einbegreifen würde; zu welchen kraſſen Unzutraglichkeiten das 
im alltäglichen Verkehr führen müſſe, brauche er nicht erſt auszuführen. Die 
päpſtlichen Franken, von denen Bamberger geſprochen habe, ſeien ebenſoviel 
werih, wie die vom Königreich Italien geſchlagenen. 

Abg. Reichenſperger (Crefeld) beſtätigt die letzte Bemerkung des 
Vorredners: Das von Papiergeld überſchwemmte liberale Italien würde 
ſehr froh fein, wenn es recht viel päpſtliche Franken hätte. Der Papſt ſei 
gezwungen geweſen, eigene Münzen zu prägen, da ſein Zutritt zu der ro⸗ 
maniihen Münz⸗Convention die Anerkennung feiner Depoſſedirung in fi 

eſchloſſen hätte. Der Abg. Bamberger ſcheine für das Münzgeſetz ein 
Monopol zu beanſpruchen (Heiterkeit). Sonſt würde er nicht jede, wenn 
auch nur grammatikaliſche Verbeſſerung an dem Entwurfe, die von anderer 
Seite komme, mit ſolchem Eifer perhorresciren. In der jetzigen Faſſung 
beſage der Paragraph nichts anderes, als daß fremde Münzen, die in 
Deuiſchland umherlaufen, beſtraft werden ſollen. (Heiterkeit.) Der gelehrte 
Profeſſor der deutſchen Sprache könnte den Wortlaut nicht anders interpretiren. 

Abg. Bamberger beanſprucht kein Monopol für dies Geſetz, noch ſonſt 
irgend eine Unfehlbarkeit, kann derſelbe aber ebenſowenig Andern zuerken⸗ 
nen. (Heiterfeit.) 

Das Amendement Mohl wird abgelehnt, das von Dernburg dagegen 
angenommen. 


ir tbeilen den Wortlaut des Art. 13 feiner großen Wchtigkeit wegen |] 


noch einmal mit; die einzige Abweichung von dem Beſchluß der zweiten 
Berathung iſt durch geſperrte Schrift bezeichnet: ; 

Art. 13. Der Bunvesrath ift befugt: 1) den Werth zu beſtimmen, über 
welchen hinaus fremde Gold⸗ oder Silbermünzen nicht in Zahlung ange⸗ 
boten und gegeben werden dürfen, ſowie den Umlauf fremder Münzen 


änzlich zu unterſagen; 2) zu beſtimmen, ob ausländiſche Münzen bon. 


eichs⸗ oder Landeskaſſen zu einem öffentlich bekannt zu machenden Courſe 
im inländiſchen Verkehr in Zahlung genommen werden dürfen, auch in 
ſolchem Falle den Cours feſtzuſetzen. Gewohnheitsmäßige oder gewerb⸗ 
mäßige Zuwiderhandlungen gegen die vom Bundesrathe in Gemäßheit der 
Beſtimmungen unter 1 getroffenen Anordnungen werden beſtraft mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu ſechs Wochen. 

Art. 18 lautet: „Bis zu einem vom Reichskanzler mit Zuſtimmung des 
Bundesrathes und zwar ſoäteſtens auf den 1. Januar 1875 feſtzuſtellenden 
Termine ſind ſämmtliche nicht auf Reichswährung lautenden Noten der 
Banken einzuziehen. Von dieſem Termine an dürfen nur ſolche Bar knoten, 
welche auf Reichswährung in Beträgen von nicht weniger als 100 Mark 
lauten, in Umlauf bleiben oder ausgegeben werden. 5 

Dieſelben Beſtimmungen gelten für das Staats papiergeld und für die 
bis jetzt von Corporationen ausgegebenen Scheine.“ 

ierzu beantragen 1) Abg. Völk ne „100 Mark“ zu ſetzen „50 Mark“, 
2) Abg. Dernburg, dem zweiten Alinea des Paragraphen die Worte hin⸗ 
zuzufügen: „Jedoch darf erſteres (das Staalspapiergeld) auch auf einen Be⸗ 
trag von fünfzig Mark lauten“, 3) Abg. Ackermann, den ganzen Artikel 
u ſtreichen, dabei aber den Reichskanzler zu erſuchen: a. daß alsbald dem 
Reichstage ein Bankgeſetz vorgelegt und in dieſem die Frage über die Be⸗ 
rechtigung der Banken zur Ausgabe von Noten feſtgeſtellt werde; b. daß 
gleicherweiſe die Frage über das Staatspapiergeld durch ein beſonderes 
Geſetz zum Abſchluß gebracht werde; eventuell im Artikel 18 3. anftait 
der Ball 1875 zu ſetzen 1877, b. anſtatt „100 Mark“ die Worte „50 Mark“; 
e. das zweite Alinea zu ſtreichen. f . 

Abg. Ackermann hält es für wenig empfehlenswerth, eine einzelne 
das Bankweſen betreffende Beſtimmung herauszugreifen und hier in einer 
Weiſe zu regeln, welche ausſchließlich für die preußiſche Bank vortheilhaft 
ſel, den kleineren Zettelbanken dagegen, insbeſondere der königlich ſächſiſchen, 
jede Concurrenz mit dem preußiſchen Inſtitute unmöglich machen müßte 
Während des Krieges habe er es ſchmerzlich empfunden, daß zu einer Zeit, 
wo alle deutſchen Stämme vereint in Frankreich gekämpft, feine ſachſiſchen 
Kaſſenſcheine bier in Berlin zurückgewieſen wurden. (Heiterkeit.) Ebenſo 
müßten die in Elſaß⸗Lothringen garniſonirenden ſächſiſchen Landeskinder das 
ihnen von Haufe geſandte Papiergeld gegen preußiſche Banknoten vor ver 
Ausgabe eintauſchen. Gerade im kleinen Verkehre ſei die Ausgahe geringer 
Appoints, wie ſie Art. 18 ausſchließen wolle, von der größten Wichtigkeit, und 
die Aufrechterhaltung des Artikels in der in zweiter Leſung beſchloſſenen 

aſſung werde, wenigſtens in Sachſen, ehe dort die erforderliche Anzahl von 

oldmünzen in Circulation bei den unteren Klaſſen zu empfindlichen Ver⸗ 
kehrsſtörungen führen. Sollte daher fein principaliter geſtellter Antrag ab⸗ 
gelehnt werden, ſo bitte er wenigſtens mit Berückſichtigung der geltend ge⸗ 
machten Gründe den eventuellen anzunehmen. are 

Abg. Völk befürwortet fein Amendement, welches er aus Billigkeits⸗ 
Rückſichten geſtellt hat, um mit den alten Gewohnheiten des Volkes nicht 
zu ſchroff zu brechen. 5 { 

Präſident Delbrück erklärt ſich Namens der verbündeten Regierungen 
mit dem Alin. 1 des Art. 18 einverſtanden, vorausgeſetzt, daß der Termin 
weiler hinausgeſchoben wird. Es iſt dies nothwendig ſchon aus dem tech⸗ 
niſchen Grunde, weil die Friſt mit Rückſicht auf die Beſchränkung der An⸗ 
ſtalten, denen die Aufertigung ſolcher Werthzeichen übertragen werden kann, 
u kurz ſein wird. Es ſprechen aber noch andere Gründe dafür. Die ver⸗ 

Undeten Regierungen haben niemals das Bedürfniß der Erlaſſung eines 
allgemeinen Geſetzes über das Bankweſen verkannt und fie verkennen noch 
weniger, daß durch die Neugeſtaltung des Münzweſens die Gründe noch ver⸗ 
ſtärkt werden, die für den Erlaß eines ſolchen Geſetzes ſprechen, fie hoffen 
ein ſolches Geſetz mit Ihrer Hülfe zu Stande bringen zu können. Es wird 
ralhſam ſein, den Termin weiter hinauszuſchteben, um den Banken, abge⸗ 

ſehen von der Pflicht, die ihnen durch dieses Geſetz auferlegt wird, die Zeit 
zu laſſen, ein Geſammtbild der Lage geben zu können, welche das Geſetz 
kegeln ſoll. Dagegen ſind die verbündeten Regierungen der Ueberzeugung, 
daß das zweite, auf das Staatspapiergeld bezügliche Alineg nicht ange⸗ 
nommen werden kann. Es iſt betont worden, 920 für Alle Rechtsgleichheit 
errſchen müſſe. Soweit ſie überhaupt anzuerkennen iſt, liegt ſie in der 
ategoriſtrung, die der Art. 18 vorgenommen bat; es iſt vollkommen richtig, 
daß das Corporationspapiergeld nicht ungünſtiger behandelt werden darf, 
als das Staatspapiergeld. Aber Bankpapier und Staatspapiere ſind nicht 
ſo zu vergleichen. Staatspapiere ſind weiter gar nichts als papierne 

Meribzeihen; die Banknoten werden von induſtriellen Inſtituten als Dar⸗ 

lehen auf kurze Zeit ausgegeben, die nach Ablauf der Periode, für welche fie 
ausgegeben ſind, wieder an die Bank zurückgehen ſollen. Wenn dieſe Theorie 
mit der Proxis nicht vollſtändtg übereinſtimmt, jo liegt es in Verhältniſſen 

die man als anormale bezeichnen muß. . 

Das Staats papiergel, dagegen hat, wie auch das communale Papier⸗ 
geld, den Zweck, die Münzen zu vertreten, es iſt ein Ausfluß des Münz- 
zegals und ein Mittel, eine unverzinsliche Stgatsſchuld zu contrahiren. Es 


die dig muß biefe Srage verneinen. (ökt) Wenn wie mit großen Opfern 


liche Lage die Verhältniſſe in Süd⸗ und Norddeutſchland nicht überein« 
ſtimmen. Im Norden hat vielleicht die etwas früher eintretende Entwicke⸗ 
lung des Bankweſens dahin geführt, daß im Großen und Ganzen das 
Staatspapiergeld nur in relativ niedrigen Apoints ausgegeben wurde. Von 
dem geſammten Umlauf des Staatspapiergeldes in Norddeutſchland, der ſich 
abgeſeden von den zur Einlöſung beſtimmten Darlehaskaſſenſcheinen auf 
39% Million Thaler beläuft, find in Apoints von über 10 Thaler nur der 
geringe Betrag von 900,000 Thaler ausgegeben; das Meiſte in Apoints zu 
1 und 5 Thlr. In Süddeutſchland iſt das Umgekehrte der Fall; leider 
kann ich nicht ſo genaue Zahlen angeben; indeſſen glaube ich ſagen zu 
können, daß in Süddeutſchland / des geſammten Papiergeld⸗Umlaufes in 
Apoints zu 50 Gulden beſteht. Die Stellung der verbündeten Regierung iſt 
vorzugsweiſe auch durch die Jutereſſen des Verkehrs bedingt. Für den Ver⸗ 
kehr würde die kurze Friſt, wie ſie in dieſem Artikel vorgeſchrieben iſt, eine 
höchſt gefährliche Beſtimmung fein. Wir werden eine ſehr lange Zeit ge⸗ 
brauchen, um in der Ausprägung der kleineren Münzen ſoweit vorwärts zu 
kommen, um die umlaufenden kleinen Apoints des Staatspapiergeldes er⸗ 
ſetzen zu können. 0 EZ i 

Ich bin der Meinung, daß es durchaus nicht unrichtig it, kleines Pa⸗ 
piergeld umlaufen zu laſſen; das erleichtert manche Transactionen, die mit 
dem gemünzten Geld ſchwer auszuführen wären; ich will nur an Geldſen⸗ 
dungen mit der Poſt erinnern, die allerdings in Zukunft auch noch mit Pa⸗ 
piergeld erfolgen könnten; aber die Sendungen beſchränken ſich ja nicht im⸗ 
mer auf Summen von 100 Mark; bequem wäre es alſo, wenn man noch 
andere kleinere papierne Werthzeichen hätte, um dieſe zu den größeren hin⸗ 
zufügen zu können. Es iſt unverkennbar, daß ein in mäßigen Grenzen ge⸗ 
haltener Staatspapierumlauf in kleinen Apoints von erheblichem Nutzen iſt. 


Die verbündeten Regierungen ſehen auch die Nothwendigkeit der Regelung | 


der Papiergeldfrage ein und es finden augenblicklich Verhandlungen darüber 
ſtatt. — Der Abg. Ackermann hat die Reichsverwaltung angegriffen und 
geſagt, daß fie die Annahme von ſächſiſchem Papiergeld abgelehnt und die 


Steuerzahler in die Nolhwendigkeit verſetzt babe, mit Coursverluſten ſich 5 


preußiſche Kaſſenanweiſungen zu beſchaffen. Die Reichshauptkaſſe kaun nur 
Geld annehmen, welches ſie wieder ausgeben kann; einen Coursverluſt 
ihrerſeits zu übernehmen, würde weder vom Oberrechnungshof, noch von 
dieſer Verſammlung gebilligt werden, namentlich, wenn man die Zinserſpar⸗ 
niß ins Auge faßt, die die ſachſiſchen Steuerzahler dadurch haben, daß 

12 Millionen ſachſiſches Papiergeld als unverzinsliche Staatsſchuld vorhan⸗ 
den find. Dieſe Erſparung wird auch wohl den Coursverluſt ausgleichen 
Jedenfalls liegt für die Reichshaupikaſſe keine Pflicht vor, den Coursverluſt 
ſelbſt zu tragen. 

Abg. v. Treitſchke: Nach den Reden des Ahg Ackermann hat es den 
Anſchein, als ob dieſer Art. 18, um ein heute beliebtes Bild zu gebrauchen, 
an unſerem Geſetz nur binge wie das Schalthier am Schiff. Ich meine 
aber, er bängt an dem Geſetze, wie der Anker am Schiff. Ohne dieſen Ar⸗ 
tikel iſt das Geſetz nicht zu gebrauchen Es gilt mit diefem Artikel zu ver⸗ 
hindern die künſtliche Preisſteigerung, die durch den Ueberfluß mehr oder 
weniger unſicherer Bankpapiere immer mehr um ſich greift und immer ge: 
fährlicher zu werden droht, und daß unſer Gold ins Ausland fließt und wir 
überſchwemmt werden mit einer Menge werihlojer Papiere. In Bremen 
hat man die Reichsgoldmünzen längſt eingeführt, und doch iſt das Gold 
bort ebenſo wie hier zu einer Curioſität geworden. Wenn wir auf dieſem 
Art. 18 nicht feſt beſtehen, ſo wird ſich eine Mißſtimmung im Volke erzeu⸗ 
gen, die zu den beventl hiten Folgen führen kann. Das Volk wird nach 
dem alten Spruch: post hoc, ergo propter hoc die mit Nothwendigkeit 
vorherzuſehende vermehrte Theuerung als eine Folge des Münzgeſetzes ans 
ehen. Hier iſt gerade der Ort, wo wir auf die Regierungen eine Preſſion 
ausüben müſſen. Erinnern Sie Sich an die lange Reihe der Nefolutionen 
über Papiergeld und Banknoten, die wir ſeit 3 Jahren geſaßt haben — 
was iſt der Erfolg geweſen? An dem guten Willen der Regierungen zweifle 
ich nicht, aber es ſtehen uns her ſehr mächtige Inlereſſen gegenüber, ſonſt 
wäre vieſer Widerſpruch vom Regierungsuſch nicht laut geworden. Ich 
wenigſtens will nicht die Verantwortung übernehm n, ein ſo wichtiges Ge⸗ 
ſetz mit der unbeſtimmten Hoffaung zu boliren, daß eine Ordnung des Pa⸗ 
piergeldes und des Bankweſens künftig einmal zu Stande lommk. 

Der Vorwurf des Ravpikalismus iſt ungerecht, denn die ganze Maßregel 
eines neuen Münzgeſetzes iſt radikal. Mir ſcheint die Grenze von 100 Mark 
ganz richtig gezogen, ich fürchte, die Differenz von einer Fünfzigmarknote 
und einem Zehnthalerſchein iſt zu gering. Wir werden dabei jene Zehn⸗ 
thalernoten aus Gotha, Meiningen und andern Weltſtädten ſehr bald wieder⸗ 
finden. Günſtiger als in der allernächſten Zukunft können die Verhältniſſe 
für die verbündeten Regierungen nie liegen. Sie haben jetzt den Javaliden⸗ 
fonds als einen bereitwilligen Mehrer für den Fall, daß ſie ihre Papiere 
in einer verzinslichen Anleihe verwerthen wollen, ſie haben die Milliarden 
der franzöſiſchen Kriegsemſchadigung. Man wendet die Unmöglichkeit ein, 
den Druck der Noten in ſo kurzer Zeit zu vollziehen. Abgeſehen von der 
zu kleinen Zahl der Druckfabriken, die ja vermehrt werden kann, ift es ja 
auch nicht nothig, die deuſchen Banknoten in der fo eigenthümlichen Weiſe 
jo bunt auszuſtatten. Wozu alle jene chriſtlichen und heidniſchen Männer, 
jene allegoriſchen verdächtig ausſehenden Frauenzimmer? Folgen Sie doch 
dem Vorgang anderer Staaten, deren Banknoten trotz ihrer Einfachheit dem 
Verkehr völlig genügen. Gegenüber den Klagen des Collegen Ackermann 
aus meiner ſächſiſchen Heimath habe ich immer gezweifelt, ob nicht das ſäch⸗ 
1 7 Papiergeld zu den ſchwächſten Seiten der im übrigen tüchtigen ſäch⸗ 
ſiſchen Finanzverwaltung gehört. Ein Theil deſſelben iſt allerdings aus den 
Bedürfniſſen des Verkehrs hervorgegangen, ein anderer Theil aber aus der 
Bequemlichkeit der Bureaus und aus dem ſo tief in der menſchlichen Natur 
begründeten Wunſche, Schulden zu machen, ohne ſie zu verzinſen. 

Ueber den Werth des ſächſiſchen Papiergeldes hören Sie folgenden Vor⸗ 
gang, den mir vorhin ein College mittheilte. Als im Jahre 1870 die ſäch⸗ 
ſiſchen Truppen durch die Provinz Naſſau zogen, mußte von der Regierung 
zu Wiesbaden das Verbot der wilden Scheine vorläufig außer Kraft geſetzt 
werden, weil die ſächſiſchen Truppen nur ſächſiſches Papiergeld bei ſich führ⸗ 
ten. (Heiterkeit.) Erinnert das nicht an eine un verzinsliche freiwillige 
Zwangsanleihe, an das liebe deulſche Vaterland? (Sehr war!) Dieſer 
Einwand iſt weſentlich ein Ergebniß der Gewohnheit und zwar einer ſchlech⸗ 
ten Gewohnheit, der wir keine Rückſicht zu erweiſen nöthig haben. Nehmen 
wir die hohen Apolnts an, jo werden die einzelnen Cabinete aufs Schleu⸗ 
nigſte ihre Rechnungen machen und mit lobenswerihem Eifer bei dem Bun⸗ 
vesrath darauf dringen daß Sie das Geſetz wegen Ausgabe neuen Papier⸗ 
geldes aufs Schleunigſte zu Stande bringen, um ſelbſt keinen Schaden zu 
leiden. Dieſer Artikel 18 iſt ſomit das einzige Mittel, um die Bundes⸗ 
regierungen zu nöthigen, das zu thun, was ſie uns vor langen Jahren ver⸗ 
ſprochen haben. Dies Geſetz wird dann endlich das entſetzliche B;ivilegium 
deutſcher Winkelbanken bis ans Ende aller Tage beſeitigen, welches auf der 
Ausbeutung des Publikums durch die Notenpreſſe berubte. Es iſt für un⸗ 
ſeren jungen Parlamentarismus ſo ſelten, daß dieſer Reichstag einmal eine 
wirkliche unmittelbare Macht ausüben kann, die ſofort wirkſam in unſere 
Hand gegeben wird. Bleiben wir bei unſerem Beſchluß ſtehen, ſo werden 
die Regierungen uns auf die Dauer nicht widerſtreben können, die Frage 
deueſcher Münzeinheit darf nicht ſcheitern an dem mißverſtandenen Inkereſſe 
kleindeutſcher Staaten. (Beifall.) Bi) 

Abg. Sonnemann iſt mit den Ausführungen des Vorredners im 
Weſentlichen einverſtanden. Es handle ſich in Wahrheit nur um 80 Millio⸗ 
nen Banknoten in Apoints, die andere Hälfte von 80 Millionen werde 
durch das Geſetz gar nicht berührt. Ebenſo leicht ſei die Aenderung für 
das Staatspapiergeld in Sachſen, Baiern und Heſſen durchzuführen. Des 
Amendement Völk möge das Haus ablehnen, deun vie kleinen Noten müßten 
durchaus befeitigt werden; man möge ſich ein Beiſpiel an England nehmen, 
wo auch die lleinſte Banknote auf 5 Pfund laute. Eine kleine Verlänge⸗ 
rung des Terminus, etwa um 6 Monate, würde er accepiiren. Die tech⸗ 
niſchen Bedenken des Herrn Delbrück ließen ſich ſehr leicht dadurch beſeitigen, 
daß allen Banken der Gebrauch eines gemeinſchaftlichen Formulars vorge⸗ 
ſchrieben werde. ; 5 8; 

Bundes devollmächtigter Camphauſen: Dieſer Artikel ift der wichtigſte 
Punkt des ganzen Geſezes. Wenn die Regierungsvorlage keine Beſtimmung 
über die Höhe ver Reichsbanknoten enthält, ſo liegt das daran, daß der 
Bundesrath doch in kurzer Zeit dem Reichstag ein definitwes Baakgeſetz 
vorlegen wird, in welchem die Frage ſo wie ſo ihre Erledigung gefunden 
haben würde. Von Seiten des preußiſchen Finanzminiſters ſind 100 Mark 
als die Minimalſumme vorgeſchlagen worden, und vieſer Vorſchlag hat im 
Bundesrath Zustimmung gefunden. Wichtiger iſt die Frage wegen des Pa⸗ 
piergeldes. Herr Ackermann hat mit einer gewiſſen Mißſtimmung gegen 
Preußen geſprochen. Aber wie ſtehen Sachſen und Preußen zu einander in 
Bezug auf Papiergeld? In Preußen kommt auf den Kopf „ Thlr., in 
Sachſen 45% Thlr. Papiergeld. Ich ſage kein Wort dagegen, ich nehme an, 
das Jatereſſe des Verkehrs hat Sachſen dazu gezwungen, aber erinnern 
möchte ich doch daran, mit welchem Gleichmuth es Preußen ertragen hat, 
als der Norddeulſche Bund durch ein Nothgeſetz den Staaten die Ausgabe 
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weiteren Papiergeldes verbot. Aber ein solches Beobiforium iſt nicht auf \ 


die Dauer zu erkragen; wir müſſen zu dem Definitivum übergehen, aber 


Staatspapiergeld zu kaſſiren und ſtatt deſſen Reichspapiergelo zu ſchaffen. 
Zu dieſem Schritt iſt der gegenwärtige Moment der günſtigſte. Ganz auf 
das Reichspapiergeld können Sie nicht verzichten. Wir können wohl Geſetze 
machen, aber die Gewohnheiten des Volkes nicht mit einem Schlage ändern, 
und Deutſchland iſt mehr als billig an kleines Papiergeld gewöhnt. Ich 
bitte Sie alſo, das Alinea 1 des Paragraphen mit einer Verlängerung des 
Termins anzunehmen, das zweite dagegen abzulehnen, es ſei denn, daß Sie 
ſich mit dem Gedanken befreunden könnten, das Geſetz noch auf längere 
Zeit nicht he zu ſehen. 5 

Nach dieſer Erklärung, die verſchiebene neue Momente und wie Abg. 
Bamberg er binzufügt, auch ſehr beſtreitbare Sätze, z. B. den Satz von 
der Unentbehrlichkeit und Wohlthätigkeit des Staatspapiergeldes in die 
Debatte geworfen bat, beantragt der genannte Abgeordnete Vertagung der 
Discuſſion über Art. 18, damit Diejenigen, für welche der Art. 18 eine 
für das Münzbeſetz im Ganzen eutſcheidende Bedeutung bat, die etwaigen 
Propoſitionen des Bundesrathes und namentlich den angekündigten Geſetz⸗ 
Entwurf, betr. das Staatspapiergeld zuvor kennen lernen. Dieſem Wunſche 
ſchließt ſich auch Lasker an, während Windthorſt (Meppen) einſach und 
bebingungslos Vertagung der Debatte über das Münzgeſetz, d. h. Art. 18 
und die noch reſtirenden Reſolutionen, für unbeſtimmte Zeit beantragt. 
Das Haus tritt dieſem letzteren Antrage bei. 

Präſident Simſon theilt schließlich mit, daß das Comite für die Fahrt 
nach Wilhelmshaven ſich conſtituirt hat und ſetzt, nachdem Abg. Krauß⸗ 
hold die Klage über die Colliſton mit dem preußiſchen Landtage erneuert 
und Win dthorſt (Meppen) vie Hoffnung ausgeſprochen hat, daß der Land⸗ 
tag ſpäteſtens am nächſten Donnerstage geſchloſſen werde, die nächte Sitzung 
auf Montag 11 Uhr an. (Jaterpellation von Helldorff, betr. die ſtraf⸗ 
rechtliche Ahndung des Contractbruches der Arbeiter und Geſetzentwurf, 
be tr. die Kriegsleiſtungen.) Schluß der beutigen Sitzung halb 5 Uhr. 


Berlin, 8. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Sie Rechtsanwalt und Notar Schultze zu Weißenfels, dem Pfarrer 

irte, bisher in Gr ⸗Leiſtenau, Kreis Graudenz, jetzt zu Steinau a. O., 
dem Hauptſteueramte⸗Aſſiſtenten Ritter zu Stettin und dem Stadtrath 

aarmann zu Witten, Kreis Bochum, den rothen Adlerorden vierter 
Claſſe; dem Conſul a. D. Louis Kniffler zu Düſſelvorf den Königlichen 
Kronen ⸗Orden dritter Claſſe; dem Lehrer und Cantor Knoll zu Wleſenthal, 
Kreis Löwenberg, den Adler der Inhaber des Königlichen Haus⸗Ordens von 
Hohenzollern; ſowie dem Förſter Klein zu Siegburg, den Lehrern Werner 
zu Sellem, Amts Alfeld, Hoffmann zu Koßmeden, Kreis Goldapp, 
Fiſcher zu Grabig, Kreis Glogau, Wolf zu Polniſch⸗Tarnau, Krets Frey: 
ſtadt, Adolph zu Bautſch, Kreis Glogau, und dem Schulzen und Schulvor⸗ 
ſteher a. D. Koepſell, bisher in Klein⸗Juſtin, Kreis Cammin, jetzt zu 
Treſſin, Kreis Greifenberg, das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den bisherigen Profeſſor an der landwirth⸗ 

ſchaſtlichen Akademie zu Poppelsdorf Dr. Carl Heinrich Leopold Kitts 
haufen zum ordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät der Uni⸗ 
berfität zu Königsberg in Pr.; ſowie den erſten Lehrer Gabriel am evang. 
Schullehrer⸗Seminar in Droſſen zum Seminar ⸗Director ernannt; dem 
zweiten Regiſtrator und Rendanten der Bureau ⸗Kaſſe des Hauſes der Ab: 
geordneten Lauter den Charakter als Rechnungs⸗Rath verliehen; und den 
bsberigen Stadtverordneten, Wein⸗Großhändler Peter Bernhard Lerſch zu 
Eſchweiler, der von der dortigen Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffenen 
Wahl gemäß, als unbeſoldeken Beigeordneten der Stadt Eſchweiler fü: die 
geſetzliche ſechsjährige Amtsdauer beitätigt. 
Der Seminar ⸗Director Schultze zu Droſſen iſt als Director an das 
Seminar für Stadtſchulen zu Berlin verſetzt. Dem Seminar ⸗Dixrector 
Gabriel iſt die Directorſtelle am edangeliſchen Schullebrer⸗Seminar zu 
Droſſen verliehen worden. Der Privaldocent Dr. Leopold Knuy iſt zum 
außerorpentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät der Königlichen 
Univerſität hierſelbſt ernannt worden. Die Berufung des ordentlichen Lehrers 
Dr. Heinrich Börner von der Realſchule in Frankfurt a. O. zum Ober: 
lehrer an der Realſchule in Ruhrort iſt genehmigt worden. 

Se. Majeftät der Kaiſer und König haben dem Feldmarſchall 
Fürſten Barjatin sky das 2. Heſſiſche Huſaren⸗Regiment Nr. 14 ber: 
liehen. g 5 : (Reichsanz.) 

[Das Zweimarkſtück.] Die heutige „Prov.⸗Correſp.“ ſchreibt: „Un⸗ 
geachtet der ſo beſtimmten und dringenden Erklärungen Seitens der Ver⸗ 
treter der Bundesregierungen über die Unannehmbarkeit des Zweimarkſtücks 
euiſchied ſich die Mehrheit des Reichstages dennoch und zwar diesmal mit 
130 gegen 102 Stimmen für vie Einführung deſſelben in das neue Münz⸗ 
ſyſtem. Obwohl die Zahl der Stimmenden größer war, als bei der erſten 
Berathung, jo iſt fie doch im Vergleich zur Geſammtzahl des Reichs ages 
und mit Bezug auf die praktiſche Wichtigkeit der Frage nicht bedeutend genug, 
um den Bedenken des Bundesraths gegenüber don entſcheidendem Gewicht 
zu fein. Nach dem in Rede ſtehenden Beſchluſſe iſt die Durchführbarkeit und 
demgemäß die Annehmbarkeit des Münzgeſetzes, wie es aus den Be⸗ 
rathungen des Reichstages zunächſt hervorgeht, in hohem Maße zweifel⸗ 
haft gewordeu und es wird ſich fragen, ob fi weiteren Erwägungen noch 
ein Weg zur Verſtändigung ergiebt, damit die Durchführung der Reform, 
deren Dringlichkeit man auf allen Seiten gleichmäßig erkennt, nicht zunächſt 
vereitelt werde.“ { 

[Ueber das Reichseiſenbahn ami! veröffentlicht die national: 
liberale Badiſche Correſpondenz“ folgenden bemerkenswerthen Artikel: 
Das Reichseiſenbahnamt erhält feinen Sitz in Berlin und beſteht aus 
einem Praſidenten und der etſorderlichen Anzahl von Räthen. Daſſelbe ift 
berechtigt, innerhalb der durch die Verfaſſung beſtimmten Zuſtändigkeit des 
Reichs über alle Einrichtungen und Maßregeln von den betreffenden Ver⸗ 
waltungen Auskunft zu forvern, ſich auch jederzeit durch perſönliche Kennt: 
nißnahme zu informiren. Es erläßt zu dieſem Behuſe die erforderlichen 
Anordnungen und entſcheidet über die eingehenden Beſchwerd en. 

Fragt man nach ſolchen Beſchwerden, ſo wird ohne Zweifel in erſter 
Reihe das Verlangen der ungeſaumten Einführung des im Art, 45 der 
Reichsverfaſſung in Ausſicht genommenen ſogenannten Ein⸗Pfennigtaxifs 
bei dem künftigen Reichseiſenbahnamte geſtellt werden. 

Die Einführung dieſes Tarifs für Kohlen wurde ſchon in der letzten 
Seſſion von derſelben Seite her in Aaregunng gebracht und man hörte nur 
ungern die Einwendung der badiſchen Abgeordneten, daß bierdurch zwar 
Würtemberg und Preußen kaum, Baden aber ſehr ſchwer geſchädigt werden 
würde. Bekanntlich kommt nämlich der Ein⸗Pfeunigtarif bisher in der 
Weiſe zur Anwendung, daß außer dem die Frachtkoſten nicht ausgleichenden 
Pfennig pro Ceniner und Meile ein Einlade⸗ und Ausladethaler pro 100 
Centner vergütet wird. Bei Kohlen, die aus dem Ruhr⸗ und Saarbecken 
nach Würtemberg durch Baden geführt werden, erhalten Würtemberg und 
Preußen den Pfennig und den Thaler, Baden kann ſehen, wie es mit dem 
erſteren allein zurecht kommt. 

Die Herbeiführung des Ein⸗Pfennigtarifs auf ſolcher Grundlage zu be⸗ 
ſchleunigen, kann ſicher nicht die Aufgabe der babiſchen Vertreter im Reichs⸗ 
lage ſein, um ſo weniger, als ſelbſt die Reichsverfaſſung bei dieſem höchſt 
eigenthümlichen Grundrechte des deutſchen Volkes nur von einer „ihunlich⸗ 
ſten“ Einführung e nes für den Beſitzer theurer Bahnen ohne Schaden faſt 
undurchführbaren Tarifs redet. 

Dem Vernehmen nach beſchäftigt ſich der Bundesraih mit dem Enlwurfe 
eines Reichseiſenbahageſetzes, und darf man den Zeitungen Glauben ſchen⸗ 
ken, ſo liegt bereits ein fertiger Entwurf hierzu vor. 2 
Man ſollte nun denken, es hätte die Vorlage dieſes Geſetzegtwurfes füg⸗ 
lich abgewartet werden können. Zu einer ſolchen geſetzlichen Regelung der 
ganzen Sache würden die badiſchen Abgeordneten auch ihrerſeits gern die 
Hand geboten haben, während ſie aus naheliegenden Gründen gegen den 
von Würtemberg eingebrachten Antrag, veſſen Spitze fie von früher her be⸗ 
reits kennen, mancherlei Bedenken hegen. 5 

Dieſe Bedenken werden noch erhöht durch die Art und Weiſe, wie das 
Reich und ſeine Executivbehörden die Reichseiſenbahnen in Elſaß⸗Lothringen, 
die natürlichen Concurrenten der badiſchen Staatseiſenbahn, betreiben. 
Dieſen Betrieb iſt in der That wenig geeignet, der badiſchen Stagtseiſenbahn⸗ 
Verwaltung ein großes Vertrauen auf die gleichmaßige Staatsaufſicht der 
neuen Reichsbehörde über alle Bahnen innerhalb des Reiches zu erwecken. 
Die Reichseiſenbahnen in Elſaß und Lothringen wurden auf Reichskoſten 
mit Mutela reich ausgeitatiet, machen der badiſchen Staatseiſenbahn durch 
niedere Tarife und auf andere Weile eine nahezu vernichtende Concurrenz 
und laſſen ſich den ihnen auf ſolche Weiſe zugehenden Schaden durch Reichs⸗ 
mittel wieder erſetzen. Die badiſchen Staatsbahnen leiden einmal unter 
dieſer erdrückenden Concurrenz und haben nachträglich das Vergnügen, den 
u in 15 Einnahmen ihrer Concurrenzbahnen durch Matritularbeiträge 
decken zu helfen. 0 EIER 

Daß man eine Concurrenz leiden muß, ift eine zwar nicht gerade erfreu⸗ 
liche, aber immerhin öfters wiederkehrende Erfahrung, daß man aber eine 
Concurtenz auf eigene Koſten ſich halten ſoll, iſt eine Zumuthung, die auch 
der reichstreueſte Mann als eine höchſt unberechtigte Eigenthümlichkeit der 


Reichsaufſicht wird zurückweiſen dürfen. 
Elbing, 8. Mai. [Strike.] Heute haben hier ſämmiliche 
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Maurer die Arbeit eingeftelli; indeß find Verhandlungen zum Zweck 
einer Einigung zwischen Meiſtern und Geſellen im Werke. 

Bremen, 8. Mat. [Erwarteter Beſuch.] Auf Antrag des 
Bürgeramted fand geſtern eine vertrauliche Stzung der Bürgerſchaft 
ſtatt, in welcher die letztere die Mitthellung von dem bevorſtehenden 
Beſuch von Mitgliedern des Bundesraths und Reichstags mit größter 
Beftiedigung entgegennahm und zur Bereilung eines würdigen 
Empfanges für die hohen Corporationen eine Extraſumme bewilligte. 

Vom Rhein, Ende April. [In der Erzdibeeſe Köln! be: 
ſteht bekanntlich die obligatoriſche Civilehe iſt alſo die bürgerliche Gll⸗ 
tigkeit der Ehe nicht von der Aſſiſtenz des Pfarters abhängig. So 
find hier, ſchreibt man dem „Deulſchen Merkur“, allkatholiſche Braut⸗ 
paare viel weniger Chikanen von Seiten der Geiſtlichen ausgeſetzt als 
z. B. in Balern. Ste ſtoßen auf gar keine Schwierigkeiten, wenn fie 
ſich gemäß den Beſchlüſſen des Kölner Congreſſes nach Abſchlleßung der 
Civllehe von einem allkatholiſchen Pfatter oder Prieſter trauen laſſen. 
Mitunter machen aber altkatholiſche Brautpaare, ehe fie ſich dazu ent⸗ 
ſchließen, den Veiſuch, die Trauung durch den neukatholiſchen Pfarrer 
ihres Wohnorts zu erlangen. Dieſer verſucht denn natürlich zunächst, 
duich Androhung der Verweigerung der Trauung und andere Mittel, 
welche ihm ſeine Paſtoralklugheit an die Hand giebt, eine wenigſtens 
äußerliche „Unterwerfung“ unter die Beſchlüſſe des „allgemeinen vatl⸗ 
caniſchen Concils“ herbeizuführen. Iſt er mit feinem Latein zu Ende, 
fo ſchreibt er nach Kon. Bezeichnet der Pfarrer beide Braulleute als 
ausgeſprochene Allkatholiken, fo iſt dort die Entſcheldung der Sache 
nicht ſchwierig: die Trauung wird verweigert. In der Regel hat aber 
der Pfarrer nur zu berichten, der Bräutigam habe den Proteſt gegen 
die päpſtliche Unfehlbarkeit unterſchrieben und nicht zurückgenommen: 
die Braut hat natürlich dieſes Verbrechen nicht begangen, und was ſie 
glaubt, danach fragt der Pfarrer vorſichtshalber nicht. In ſolchen 
Fällen pflegt nun Herr Melchers zu entſcheiden, die Ehe fet als ge⸗ 
miſchte zu behandeln. In einem mir bekannten Falle wurde der 
Pfarrer inſtruirt, die Ehe als eine gemiſchte einzuſegnen, falls die 
Braut ſich durch ein ausdrückliches Bekenniniß ihres Glaubens an bie 
päpſtliche Unfehlbarkeit als Kathollkin ausweiſe. Das war unvorſichtig; 
denn der Pfarrer erhielt auf feine desfallſige Frage von der Braut die 
Antwort, fie glaube gerade ſowenig an die päpſtiiche Unfehlbarkeit, wie 
ihr Bräutigam. Damit war die Fiction einer gemiſchten Ehe befeitigt, 
und der Pfarrer mußte es mit ſchwerem Herzen geſchehen laſſen, daß 
die Ehe von einem alkkatholiſchen Prleſter eingeſegnet wurde. In 
einem ſpätern ganz analogen Fall gab man in Köln eine klügere 
Entſcheidung: die Ehe ſolle eingeſegnet werden, falls der Bräufigam 
verſpreche, die Kinder in der Confeſſton der Braut erziehen zu laſſen. 
Der Bräutigam erklärte, er würde dieſes Verſprechen zwar ganz unbe: 
denklich abgeben können, da die Confeſſton der Braut auch feine eigene 
ſei und er ſich in feinen-zeltgidfen Ueberzeugungen mit ihe durchaus 
einig wiſſe; er werde aber überhaupt kein Verſprechen geben, welches den 
Schein hervorrufen könne, als ob die Ehe eine gemiſchte ſei; wenn 
die Trauung nicht bedingungsſos vorgenommen werden ſolle, werde er 
ſich in der altkatholiſchen Kirche trauen laſſen. Darauf hin wurde 
wieder nach Köln berichtet und nun eniſchteden, der Pfarrer ſolle, 
ohne irgend welche Bedingungen zu ſtellen, der Ehe⸗Abſchlle ung paſſio 
aſſiſtiren. Da die Braut aus perſönlicher Anhänglichkeit an den Pfarrer 
R. in B. nicht ohne feine Aſſiſtenz getraut zu werden wünſchte, fo 
wurde die Ehe in dieſer Weiſe auf dem Zimmer des Pfarrers abge⸗ 
ſchloſſen, nachdem der Bräutigam mit den Verwandten in der alt⸗ 
katholiſchen Kirche die Brautmeſſe gehört und die Communſon em- 
pfangen hatte. Man ſieht, ſelbſt der geſtrenge Erzbiſchof Melchers 
kann ſehr nachgiebig ſein, wenn nur die äußere Form gewahrt wird. 

Leipzig 3. Mat. [Ein Stück alter Zopf.] Das „Tageblatt“ 
ſchreibt: Wie wir eben mit Staunen und Grauen aus dem Pegau⸗ 
Groitz'ſcher Wochenblatt erſehen, wird am heutigen Tage, wle alljähr⸗ 
lich, in Pegau der Choral „Nun danket Alle Gott“ vom Ralhhaus⸗ 
iburm geblafen, und zwar zu dem Zweck, um der Bewohnerſchaft des 
Ortes ins Gedächiniß zurückzurufen, „daß der Sieg der Franzoſen 
in der Schlacht bei Lützen am 3. Mai 1813 über die Preußen und 
Ruſſen auch als ein ſolcher für die Verbündeten Frankreichs, 
für die Sachſen anzuſehen ſei.“ Hätte Jemand einen ſolchen entſetzlichen 
Anachronismus — um nicht derber zu reden — für möglich gehalten? 
Von allen vernünftig und deutſch denkenden Einwohnern Pegaus darf 
mit Recht erwartet werden, daß ſſe die fernere Erhaltung eines unbe⸗ 
dingt verwerflichen Herkommens nicht dulden. 

[Papyros Ebers.] Der von Herrn Prof. Ebers in Leipzig nach 
Deutſchland gebrachte ägyptiſche Papyros iſt von Sr. Maj. dem König von 
Sachſen käuflich erworben worden, und wird der Leipziger Univerſitäts⸗ 
Bibliothek einverleibt werben, die mit ihm einen Schatz gewinnt, ver bis 
isst in Deutihland nicht ſeines gleichen hat. Die Sache iſt folgende: Herr 

r. Ebers hat bei ſeinem jüngſten Aufenthalte in Aegypten, von dem er 
vor wenigen Tagen zurückgekehrt iſt, zu Theben eine Papyrosrolle erworben, 
die zu den intereſſanteſten und wichtigſten Denkmälern aus der Pharaonen⸗ 
zeit gezählt werden darf. Sie gehörk zu den älteſten hieratiſchen Papyros 
und iſt, obgleich fie vor etwa 3400 Jahren geſchrieben ward, jo wohl er⸗ 
halten, daß auf den 110 Seiten, die fie enthält, kein Bachſtabe fehlt. Ge: 
hört ſchon die fo vollkommene Conſervirung eines alten Papyros zu den 
höchſten Seltenheiten, fo iſt auch die Größe dieſes ehrwürdigen Schriftſtücks 
ganz ungewöhnlich und ſen Inhalt derart, daß ſich durch ihn nach 
vielen Richtungen hin die allerwichtigſten Auſſchlüſſe erwarten laſſen. Mit 
dem Papyros Ebers iſt ein vollſtändiges Handbuch der alt⸗ägyptiſchen Me⸗ 
diein auf uns gekommen, welches die Leiden eines jeden Körpertheils ſo 
behandelt, daß zunächſt die Krankheiten beſchrieben und dann die zu ihrer 
Heilung tauglichen Medicamente quantitativ und qualitativ angeführt wer⸗ 
den. Daß es der alte, prieſterliche Arzt, der dieſes Handbuch verfaßte, dabei 
nicht an magiſchen und religidfen Verordnungen fehlen läßt, verſteht ſich 
von ſelbſt. Neun Seiten find allein den Augenkrankheiten gewidmet, in 
deren Behandlung ſich die alten Aegypter, wie ihnen das ſelbſt von den 
Griechen bezeugt wird, vor allen Völtern des Alterthums ausgezeichnet ha: 
ben ſollen. Ein anderer phyſiologiſcher Abſchnitt ift nicht minder merkwürdig 
für die Geſchichte der Mediein, für die der Papyros Ebers als älteſte bis 
jetzt vorhandene Quelle von hoher Wichtigkeit zu werden verspricht. In 
einer wiſſenſchaſtlichen Anzeige, welche der a bei ſeiner Heimkehr in 
der Beilage zur „Augsburger Allgemeinen Zeitung“ veröffentlichte, theilt 
er den Jnbalt der wichtigſten Abſchnitie dieſes uralten Werkes mit, das 
auch dem Wörterbuch der alt⸗ägyptiſchen Sprache unſchätzbare Beiträge zu⸗ 
führen wird. Während in letzter Zeit fait alle Papyros von ungewöhnlicher 
Größe und Schönheit in den Beſitz des Britiſh Muſeum übergegangen ſind 
(wor wenigen Monaten der Papyros Harris für 3000 Pfund Sterling), fo 
verbleibt, und dieſen Umſtand begrüßen wir mit beſonderer Freude, der 
Papyros Ebers, welcher wohl nur von zwei anderen Denkmälern biejer Art 
an Größe und von keinem an Schönheit übertroffen wird, in Deutſchland. 
Die Publikation dieſes großartigen Aerariſchen Denkmals durch den Finder 
ſelbſt, ſteht in wenigen Monaten bevor. 

München, 5. Mat. [Pfarrer Hoſemann. — Kath. 
Verſammlung. — Dr. Rittler. — Buchdruckerſtreit. — 
Proceß. — 317 Spitzederei.] Der altkatholiſche Pfarrer Hoſe⸗ 
mann in Tantenhauſen fol, wie hier verſichert wird, einen Ruf als 
Prediger der altkatholiſchen Gemeinde in Conſtanz erhalten haben. 
Näheres hierüber und bejahenden Falls, ob er dieſem Rufe Folge 
leiſten wird, iſt noch nicht bekannt. — Für die in München abzuhal⸗ 
tende Generalverſammlung der katholiſchen Vereine Deutſchlands hat 
ſich nunmehr bereits das Comite gebildet, in welchem u. A. auch die 
Grafen Arco⸗Zinneberg und Fugger⸗Blumenthal, Erzgieß rei⸗Inſpeclot 
Miller u. |. w. ſitzen werden. Das ganze Comite beſteht, mit Aus⸗ 
nahme von 2 oder 3 Namen aus Mitgliedenn des Hof⸗Caſtno's oder 
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der Partet der Gemäßigten, die üb 
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Volksblattes“ übernommen, wogegen der frühere Redacteur dieſes 
Blattes, Aug. Lanz, nun die Redaction des „Volksfreundes“ übernimmt. 
— Die nun faſt vollſtändig beigelegten Streitigkeiten zwiſchen den 
Buchdruckereibeſitzern und den Schriftſetzern haben hier eine bemer⸗ 
kenswerthe Erſcheinung im Gefolge gehabt; eine Einmiſchung des 
Kriegsminiſterlums in diefe Angelegenheit. Als nämlich bei Ausbruch 
des Streits der Buchdruckereibeſitzer Lintner, in deſſen Offiein die 
überwiegende Mehrzahl der von der Milltärbehörde benöthigten Druck⸗ 
ſachen, wie auch, nebenbei bemerkt, das erzbiſchöfliche Paſtoralblatt 
gedruckt werden, durch den Austrtit mehrerer dem Verbande angehören⸗ 
der Setzer und mangelnden Erſatz nicht mehr in der Lage war, den 
an ihn geſtellten Anforderungen genügend zu entſprechen, wandte er 
ſich an das Kriegs miniſterium, welches denn mehrere ihrer Dienſtzeit 
genügende, zufällig dem Verbande angehörende Setzer zur Hllfe⸗ 
lelſtung in die Druckerel abordnete. Obgleich nun, wie geſagt, der 
Conflict bereits beendigt iſt, hat das Kriegsminiſterium dieſe in die 
Lininer'ſche Druckerel commandirten Setzer nicht nur nicht zurückbe⸗ 
rufen, ſondern durch weitere Abordnungen ſogar noch vermehrt, fo 
daß zur Zeit noch vier Soldaten in beregter Druckerei beſchäf⸗ 
tigt find, für welche die Erſatzleute in die Kaſernen ein⸗ 
berufen ſein ſollen. Daß den Prinzipalen durch den von den Ver⸗ 
bandsmitglledern in faſt muthwillig zu nennender Weiſe herbeigeführ⸗ 
ten Sireit jeder mögliche Vorſchub von Behörden wie betheiligten Pri⸗ 
vaten geleiſtet worden, wird allſeitig anerkannt. Warum aber nun, 
nach Herbeiführung eines Ausgleichs, die milttärtſchen Hilfsmannſcha⸗ 
ten noch immer nicht zurückgezogen und die Exſatzleute ihrer früher n 
Beſchäftigung wieder überlaſſen werden, iſt Allen ein Räthſel. — Vor 
dem Zuchtpoltzeigericht Kaſſerslautern als Appell enſtanz ſchwebt zur Zeit 
ein Proceß, welcher klar beweiſt, daß der früher ob feiner lberaliſtren⸗ 
den Geſinnung vielgeprieſene jetzige Biſchof Haneberg von Speier um 
kein Haar beſſer if, als feine übrigen infalliblen Collegen. Die Frau 
des Strumpfwebers Martin in Kuſel (Pfalz), katholiſcher Confeſſton, 
war von ihrem erſten Ehemanne, der ebenfalls Katholik war, geſetzlich 
geſchleben und hat ſich ſpäter mit einem Ploteſtanten, dem Strumpf⸗ 
weber Marlin wieder verehelicht. Das Ehepaar wurde ſowohl bürger⸗ 
lich wie proteſtantiſch⸗klrchlich rite getraut und ließ ein in dieſer Ehe 
etzeugtes Kind proteſtantiſch taufen. Ja Folge deſſen verlas der Pfarr: 
verweſer Deggenbrock in Kuſel von der Kanzel der kathol. Kirche herab 
ein biſchöfliches Excommunikotlonsdekret gegen die Eheſrau Martin und 
fol dabet die Worte „Ehebrecherin“, „wilde Ehe“ u. ſ. w. gebraucht 
haben. In dem verleſenen biſchöflichen Dekret heißt es, nachdem die 
Frau Martin ein vorſätzliches Beharren in der Sünde an den Tag 
legt, indem fie trotz aller Mahnungen, Warnungen und Drohungen 
in der ehebrecheriſchen Verbindung beharrt und dadurch die heiligen 
Satzungen der Kiſche verletzt, die ꝛc. Martin fo lange ſte nicht zu einem 
chriſtlichen Leben zurückgekehrt ſei, vom Empfange der heil. Sacramente 
auszuſchließen ſei, daß fie unfähig ſei, Pathenſtelle zu verſehen und 
‘als fie ſtirbt, ihr das chriſtliche Begräbniß verweigert werden ſolle. 
Der Ehemann der Martin wurde nun wegen der Ausdrücke Ehebre⸗ 
cherln 22. klagbar und der Pfarrverweſer erſtinſtanziell zu einer Geldſtrafe 
von 5 Thlr. event. 5 Tage Haft verurtheilt. Hiergegen ergriff Lttz⸗ 
zerer Berufung und wird nun nach Veinehmung des Biſchofs Hane⸗ 
berg das Appellgericht Katſerslautern am 31. d. M. in dleſer Ange⸗ 
legenheit Beſchluß ſaſſen. Das Urtheil kann wohl kaum anders als 
Beſtätigung des erſtrichterlichen Erkenntniſſes lauten. — Die Dachauer⸗ 
Banken⸗Geſellſchaft, Adele Spitzeder und Genoſſen, ſoll dem Vernehmen 
nach in der im Juli d. J. abzuhaltenden nächſten ordenilichen Schwur⸗ 
gerichtoſeſſton für Oberbatern zur Verhandlung kommen. Wie früher 
bereits, fo heriſcht auch heute noch in juridiſchen Kreiſen die Anſicht 
vor, daß Adele mit einer verhältnißmäßig geringen Strafe wegkommen 
wird, wogegen die Gaunerbande, welche ihre Umgebung bildete und 
zur Zeit eben auch in Unterſuchungshaft befindlich iſt, einer harten 
Beſtrafung entgegen zu ſehen habe. 

Straßburg, 8. Mal. [Der Bericht des Oberpräſidenten 


von Elſaß⸗Lothringen!], in welchem derſelbe die Verlängerung | W 


der Dletatur auf ein ferneres Jahr beantragt, auch der Anſicht Aus⸗ 
druck gegeben haben ſollte, daß desmalen von einer normalen Ent: 
wickelung der Verhältniſſe im Reichslande noch keine Rede fein könne, 
wird von der „Straßburger Zeitung“ für apoktyph erklärt. Es wird 
hinzugefügt, auch die Nachricht ſei türig, daß die Nothwendigkeit, das 
Proolforium weiter auszudehnen, bei der Regierung längſt feſtſtehe; 
dieſe Frage ſei erſt. nach dem Zuſammentreten des Generalraths 


ſpruchreif. i 
Nußland. 

E. St. Petersburg, 4. Mat. [Kaiſer Wilhelm in St. 
Petersburg.] Der Donnerstag Abends von der St. Petersburger 
Abelsverſammlung in ihren prächtigen Räumen zu Ehren des hohen 
Gaſtes veranſtaltete Ball gehört zu dem Glänzendſten, was in dieſer 
Art bisher hier arrangitt worden if. Die brillante Ausſtattung des 
Saales, die ausesleſene Geſellſchaft von über 5000 Perſonen, die großen 
Tolletten der Damen — Alles vereinigte ſich zu einem imposanten 
Schauſpiele von beſtechendſtem Reiz. Nach 11 Uhr erſchienen Se. 
Majeſtät der deutſche Kalſer mit Ihrer kaiſerl. Hoh. der Großfü ſtin⸗ 
Thronfolgerin am Arm, Se. Maj. der Kaiſer Alexander, Se. kaiſerl. 
Hoh. der Großfürſt⸗Thronfolger und die übrigen Mitglieder der kaiſer⸗ 
lichen Familie, ſowie das hohe Gefolge. Die höchſten Herrſchaften 
durchſchritten wiederholt den Saal, verſchiedene der Anweſenden mit 
Ihrer Ansprache beehrend, und nahmen an den Quadrillen Theil, bis 
Ste gegen 1 Uhr den Ball verließen. — Nicht minder glänzend 
waren in ihrer Art die militätiſchen Schauſpiele am Freitag, die Pa⸗ 
rade und die Galavorſtellung. Das Weiter iſt ſeli Dinstag Nacht 
regneriſch; aber wie es gut blieb, bis an jenem Abend der große 
Zapfenſtreich beendet war, ſo hielt auch heute Jupiter pluvius genau 
fo lange an ſich, als die Parade währte. Um das aufgeweichte Mars⸗ 
feld für die Truppenſchau zu belählgen, hatte der Petersburger Wun⸗ 
dermann, Stadthauptmann Trepow, es „heizen“ laſſen, wie das Volk 
ſich erzählte, d. h. mit Hilfe von 40 großen Holzſtößen und Rinnen⸗ 
leitung auszutrocknen und durch Walzung feſtzumachen verſucht. Das 
war nun freilich doch nicht moglich, indeß ging das großartige Schau: 
ſpiel nichtsdeſtoweniger mit der beſten Präcfion von ſtatten. Es war 
aber auch vorher geprobt worden, wie noch nie zuvor; es galt, die 
Anerkennung des erſten Kennerauges zu gewinnen. Und dieſelbe iſt 
denn auch den großartigen Reformen, welche die ruſſiſche Armee in 
der letzten Zeit ſo weſentlich verbeſſert haben, in vollſtem Umfange 


Geſchütze, welche in 6 Linien aufgeſtellt waren. 
das Ganze hatte Se, kaiſerl. Hoh. der Oberbefehlshaber der Garde 
und der übrigen Truppen des Petersburger Militärbezirks, Großfürſt 
Nikolal Nikolajewiiſch. Se. kaiſerl. Hoh. der Großfürſt⸗ Thronfolger 
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commandirte die erſte Linie. Um 10 Uhr hatte Kaiſer Alexander ſelbſt 
noch eine kurze Muſterung gehalten und eine Stunde ſpäter holte 
Allerhöchſtderſelbe Seinen Oheim aus dem Winterpalais ab. Von der 
glänzendſten Sulte gefolgt, ritten die beiden Majeſtäten im Schritt die 
Front ab. Sobald man ſich den eigenen Regimentern des Kaiſers 
Wilhelm näherte, ſprengte derſelbe jedesmal an die Spitze derſelben 
und ſalutirte Seinem kaiſerlichen Neffen, der dann Seinerſeits falutt- 
rend heranritt und den Kaiſer Wilhelm herzlich begrüßte. Bei dem 
darauf folgenden Vorbeimarſch ſetzte der Letztere ſich gleichfalls ſtets an 
die Spitze Seiner Regimenter und führte dieſelben dem Kaiſer Alexander 
vor, und zwar in jeder Schrittatt, Die Parade dauerte bis nach 2 Uhr. 
Nach derſelben nahmen die höchſten Herzſchaften das Dejeuner im 
Palais Sr. k. Hoh. des Prinzen Peter von Oldenburg ein, in deſſen 
Räumen die kaiſerliche Tafel von 34 Couverts, eine andere für das 
Gefolge von 24 und eine dritte für die Offiziere mit 350 Gedecken 
ſervirt waren. — Nach dem Familtendiner im Winterpalats fuhren 
die beiden Majeſtäten zur Galavorſtellung des Ballets „Die Tochter 
Pharao's“ ins große Theater. Daſſelbe bot einen glänzenden Anblick. 
Die Lehnſtühle waren von den Obexroffizieren eingenommen, die Logen 
mit den Damen derſelben in prächtigen Toiletten geſchmückt. Auf der 
Gallerie hatten die Soldaten aller Gattungen ihre Vertretung gefun⸗ 
den. Als die beiden Katfer mit dem Hofe in der Gala⸗Loge erſchle⸗ 
nen, bewillkommnete dieſelben ein dreifaches Hurrah und das Orcheſter 
begann die preußiſche Nationalhymne, welche von allen Anweſenden 
ſtehend angehört und gleichfalls mit dreimaligem Hurrah aufgenommen 
wurde. Nach dem zweiten Act begaben ſich die Majeſtäten in die kleine 
Proſceniumsloge. Die Straßen waren an dieſem Abend wieder illuminirt. 
— Am Sonnabend Vormittag wurde in der Peter⸗Pauls⸗Kathedrale 
der Feſtung zur Erinnerung an die verſtorbene Kaiſerin Alexandrg 
Feodorowna eine Seelenmeſſe abgehalten der die beiden Maleſtäten 
beiwohnten. Um 4 Uhr fuhren dleſelben mit dem Hof und dem Ge⸗ 
folge nach Zarskoje⸗Sſelo, woſelbſt das Diner ſtattfand. Vorher be⸗ 
ſuchte der Kalſer Wilhelm im dortigen Schloſſe die Gemächer der hochſe⸗ 
ligen Kalſerin Alexandra Feodorowna und des Kalferd Nicolaus, darauf 
das Arſenal. Der Sterbetag der Kaiſerin iſt leider auch ein friſcher 
Trauertag für Kalfer Wilhelm geworden, denn in den erſten Morgen: 
ſtunden verſchied der Geh. Hofrath und Correſpondenz⸗Seeretär Sr, 
Majeſtät Borck nach kurzer Krankheit. Abends erſchienen Fürft Bis⸗ 
masck, Graf Moltke, verſchiedene Herren des preußiſchen Gefolges und 
der deutſchen Botſchaft, welche letztere auch zu dem Diner in Zardloje- 
Sſelo geladen geweſen war, im deutſchen Theater: Heute wohnte 
Se. Maj. der deutſche Kaiſer mit dem Fürſten Blömard dem Goltes⸗ 
dienſt in der St. Petrikirche bei. Nach der Wachtparade erſchien 
Allerhöchſtderſelbe mit feinem ganzen Gefolge in dem großen Coneerte, 
welches der deutſche Wohlthätigkeits⸗Verein im Saale der Adelsver⸗ 
ſammlung veranftaltet hatte. Als der Kalſer, geführt von dem Botschafter 
Prinzen Reuß, dem Präfidenten des Vereins, und gefolgt von dem Fürſten 
Bismarck, dem Grafen Moltke und dem Fürſten Sſuwarow, in die kaſerl. 
Loge trat, erhob ſich das Publikum von ſeinen Sitzen und hörte ſtehend 
die preußiſche Nationaſhymne an, welche das Dichefter intonirt halte 
und nochmals wiederholen mußte. Beide Male folgte ein lautes drei⸗ 
faches Hurrah. Se. Majeſlät blieb bis zum Schluſſe des Concerts. 
— Im Winterpalais war heute Galadiner. Se. M. der Kaiſer 
Alexander brachte das Wohl Sr. M. des Kaifers Wilhelm aus, wäh⸗ 
rend die Geſchütze der Feſtung falutirten und das Orcheſter mit der 
preußiſchen Hymne einfiel. Se. M. der deu ſche Kaiſer antwortele 
mit einem Toaſt auf Se. M. den Kaiſer von Rußland. Abends er⸗ 
ſchienen die beiden Majeſtäten mit dem Gefolge im Ballet „Trilby“. 
Bei der Rückkehr nach dem Winſervalals wurden die vor demſelben 
ankernden Schlffe — denn unſere Newa iſt ſeit Mittwoch offen und 
präſentirt ſich den hohen Gäſten in ihrer impoſanten Pracht — glän⸗ 
zend illuminirt und das Palais mit bengallſchen Flammen beleuchtet. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfieäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 

Mai 8. 9. Rahm. 2 U. Abds. 10 u. Morg. 6 . 
buten bei? 328° 84 328% 96 De 
zuflmärme..... . + 13%5 983 + 85 
an one oa.ı. 3% 86 269 343 a 
Duuſtſattigunnng 61 pCt. 82 oct. 82 pct. 

id!!! sd NW. 1 NW. 2 NW. 1 
Welter )) wolkig 1 wolkig. wolkig. 0 
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7 Uhr Morgens + 94. 
Breslau, 9. Mai. [Waſſerſtanv.] O.⸗P. 17 J. 6 8. U.⸗B. 4 F. 3 g. 


X. Breslau, 9. Mai. ( Schifffahrts nachrichten] Das Waller 
der Oder war während der letzten Tage in Folge der vorher gefallenen 
Regen ſtark angeſchwollen, iſt aber heut bereits wieder im Fallen. Strom⸗ 
auf ſind im Unterwaſſer angekommen: Kaufmann mit Gütern von Berlin; 
Troche und Maſolewski mit Schwefelſaure, Maſch mit Gütern, Bloſchke, 
Schebitz und Schäbel mit engliſchem Roheiſen von Stettin; Vogt mit Dach⸗ 
EN lig an 8 Bir i a ler von Frankfurt; Schlawno 
u ielſch mit Ziegeln von ernfurt; Müller und Pilz mit Zi 
von Reichwald. . Pin di 


Berlin, 8. Mai. Die aus Wien vorliegenden Nachrichten, denen zufolge 
wiederum zahlreiche Inſolvenzen an dortiger Börſe bedeutendere Gere 
verkäufe nothwendig machten, mußte auch auf unſerm Platze einen ſehr 
merkbaren Einfluß gewinnen. In Conſequenz davon traten auch hier um⸗ 
fangreichere Coulsreductionen ein und vie Tendenz des heutigen Geſchäfts 
muß im Allgemeinen matt genannt werden. Obgleich eine durchgreifende 
en nicht zu beobachten war und das Angebot auch keineswegs 
dringend auftrat. Der Erhöhung des Discontos ſeitens der Bank von Eng- 
land zollte man weniger Beachtung, da dieſelbe, ſeitdem die hieſige Bank 
die Discontoſätze erhöht hatte, als unvermeidlich vorausgeſehen war. Von 
den auswärtigen Nachrichten waren naturgemäß in erſter Linie die von Wien 
abhängigen Werthe, die Speculationspapiere und die öſterreſch. abc £ 
achten influirt, und namenllich erfuhren die erſteren ſtärkere Herabſezungen 
im Courſe, die bei öſterreichiſchen Creditactien ſogar recht erhebliche 
Dimenſionen gewannen. In Folge davon nahm der Verkehr in 
den Speculationspapieren zeitweife einen fait erregten Charakter an. Die 
öſterr. Bahnen behaupteten zwar fo ziemlich ihre Notirungen, gingen aber 
nur in ſehr gedrückter Stimmung um, als alleinige Ausnahme wären Prag: 
Duxer Aktien hervorzuheben. Die auswärtigen Fonds trugen ebenfalls 
eine matte Phyſiognomie. Zwar verkehrten Oeſterreichiſche Renten aufäng⸗ 
lich in ziemlicher Feſtigkeit und etwas belebter, dennoch ſtellte ſich zum Schluß 
eine Erſchlaffung ein, die eine Heine Coursreduction veranlaßte. D 
gen auswärtigen Fonds behaupteten in güaſtigſtem Falle ihre Dinstags⸗ 
notirung, Italiener und Türken gaben aber nach. Nur ruſſiſche Slaats⸗ 
werthe Dielen ſich ſehr feſt und haben auch ein belebieres Geſchäft aufzu⸗ 
weiſen. Preußiſche Fonds waren im Allgemeinen recht feſt, den wenigen 
Cours⸗ Ermäßigungen ſtehen andererſeits Cours⸗Erhöhungen gegenüber, 
Prioritäten waren ſämmtlich feſt, preußiſche auch zum Theil belebier, 
ebenſo entwickelte ſich auch in ruſſiſchen ein leidlicher Verkehr. Eiſenhahn⸗ 
Actien hatten eher einen gemiſchten Charakter. Die rheiniſch⸗weſtphäliſchen 
Deviſen waren anfänglich ziemlich feſt, ſpäter auftretende Verkaufsluſt 
drückte jedoch etwas die Courſe; für andere Deviſen hielt ſich das Angebot 
zurück, nichtsdeſtoweniger ließen auch hier die Notirungen nach. Kleine 
Bahnen waren ziemlich feſt. Nahebahn, Oberheſſiſche und Berliner Nord⸗ 


2 . 
geworden. Kaiſer Wilhelm hat eine große Zahl von Offizieren mit Bin belebt. Das Prämiengeſchaͤft blieb ganz belanglos. Bahnen ange⸗ 


Die Ab., 


> 2 PER 
ankactien war di d find zahle] 


r . die Stimmung ſehr gedrückt und — - 
e Caursrückgänge zu verzeichnen, auch blieb der Verkehr darin in jehr| Berliner Börse 


b 
n Grenzen. Induſtriepapiere faſt durchgängig matt und niedriger. 
rauereien belebter, auch in Märkiſcher Torfgräberel, Oranienburger chem 


Abnahme 716,740 Pfd. St. Notenumlauf 26,387,805 Pfd. 
188005 Pfd. St. 55 21,665,462 Pfd. St., Abnah 


t. Portefeuille 25,272,3 


brik und Charlottenburger Baugef. ziemliches Geſchäft, Montanwerthe Wechsel - Course. 


er Guß beliebt, Victoriahülte ſehr matt, auch Hibernia und Marienhütte 
chend. Leopoldshall St.⸗Pr. 100 gefr. Wechſel ſtill 168 


5 ank⸗ u. H.⸗Ztg.) 

Paris, 6. Mai. [Börſe] Die Baiſſe dauerte Anfangs fort, und 
eihe, welche geſtern mit 88,85 ſchloß, ging auf 88,50 hinunter. Offen⸗ 
gingen ſtarke Verkäufe auch von der hohen Bank aus. Dann aber ſtellte 
einige Nachfrage der Bewegung entgegen und man gewann ungefähr 
wieder was man verloren hatte. Italiener ſtiegen um fernere 25 Cent. 


F haben der Privaten 18,1 


Guthaben des Staatsſchatzes 12,6 
Notenreſerve 9,412,490 Pfd. St., Abnahme 655,985 Pfd. St. 


[Londoner Colonialwaaren⸗ Markt.] 5 
eſt. — Kaffee 6 D. biz 1 Sh. theuerer für die 


. St., Abnahme 1,174,183 Pfd. St. 
42,101 Pfd. St., Abnahme 118,906 Bid 


ig beachtet, Cölniſches Bergwerk zu unveränderter Notiz belebt. Heilen⸗ Amnstordam200FT. | 
do, 0. 


w 


faſt unverändert. Hambare 0% . 
London 1 Let. 
Paris 300 Frc o. 
Wien 150 FI. 
do, do. 
Augsburg 100 Fl. 
Leipzig 100 Thlr. 
0. d0. 
Frenkf. a. M. 100 El. 
Petersburg 100 8R. 


Dinstag, 6. Mai. 
Berl-Po:sd.-Magd.|i4 


Reis ftetig. — Jute unbelebt. — Talg 43, 9—44 loco. 
etroleum ruhig, zu 1, 3 
erpentin ruhig, zu 41— 
Baummwollfaamendl: feſt, Hu 


Böhm. Wastbahn 8 


128, 9. 
Rüböl: feſt, loco 38—38%, Mai⸗Auguſt 3838 /, letzte 4 Monate 39. 


Leinöl: feſt, London 33, 3—33, 6, in Exportfäſſeru 33, 3—33, 9 


Warschau 80 SR, 
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1 1 2 10%4—33, lauf. Monat und Mai⸗Juni 33—33, 3, J 
0 


loco blieb geſucht und leicht zu placiren. Für Termine erhielt ſich während 


der ganzen Börſenzeit die Frage im Uebergewicht, doch zeigten die anfäng⸗⸗ ae 
lich anziehenden Preiſe ſchließlich eine weſentlich ruhigere Tendenz. Gekün⸗ alto 
32,000 Ciur. Kündigungspreis 55% Thlr. Loco 55-60 Thlr. pro | Bisats-Schuidse 


igt 

000 Kilogr. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 544 — 55 % Thlr. ab Sn 
ez, inläudiiher 57—59 Thlr. ab Bahn bez. pr. Mai 5541 —% Thlr. 
eh, Mai⸗Juni 557 — 4 — . Thlr. bez., Juni⸗Juli 55% —-%—% Thlr. 8 (een. 
bez., Juli⸗Auguſt 5% —Y—Y, Thlr. bez., Auguſt⸗September 55% Thlr. 


reis 22% Thlr. Loco 22% Thlr. bez. — Spiritus konnte ſich auch nicht 
behaupten und ſchloß matt, loco ohne Jaß 17 Thlr. 26—25 Sgr. bez., pro 
Mai 18 Thlr. 11—7 Sgr. bez, Mai⸗Juni 18 Thlr. 11—7 Sgr. bez., Juni⸗ 
Juli 18 Thlr. 18—14 Sgr. bez, Juli⸗Auguſt 18 Thlr. 26—23 Sgr. bez., 
Anguſt⸗September 19 Thlr. 2 Sgr. bis 19 Thlr. bez, September-Dctobe: 
N r. — Sgr. bez. — Gekündigt 210,000 Liter. Kündigungspreis 
8 Thlr. 9 Sgr. — Wetter: ſchön. 


i Breslau, 9. Mai, 9% Uhr Vorm. Die Stimmung im Allgemeinen 
n Markte war feſt, bei mäßigen Zufuhren und unveränderten 
Weizen zu notirten Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilog. ſchleſiſcher 
N beat 7% bis 9% Thlr., gelber 7% - 9% Thlr, feinfte Sorte über Notiz 

ggen in ſehr feſter Haltung, pr. 100 Kilog. 54—6% Thlr., feinfte 

Sorte 6% Thlr. bezahlt. 3 A j 

Gerſte ruhiger, pr. 100 Kilogr. 54—5% Thlr., weiße 5%--6 Thlr. 

sh Dale [de feſt, pr. 100 Kilogr. 4% bis 4% Zhir., feinſte Sorte über“ 

Erbſen offerirt, pr. 100 Kilog. 4/ —5 / Tölr. 

Wicken matter, pr. 100 Kilog. 3, —4 % Thlr. 

is 7 cle. leicht verkäuflich, pr. 100 Kilog. gelbe 3-3% Thlr., blaue 3 

* (3 x. 

Bohnen preishaltend, pr. 100 Kilog. 5% --6 Thlr. 

Mais ſchwach zugeführt, pr. 100 Kilog. 5% / Thlr. 

Delſaaten gut berkäuflich. 

Schlaglein gute Kaufluſt. 

5 er 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pf. 
Schlag⸗Leinſaat. 8 17 6 8 8 9 1 
e „ 9 5 — 8 9 2 

Winter⸗Rübſen. 8 10 — 8 15 — 
Sommer⸗Rübſen. 8 5 — 8 15 — 
Napgkuche 1 Hehe fett ſchleſſche 71—72 Gar. pr. 50 Mil 
apskuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 71— gr. pr. ilogr. 
Leinkuchen unverändert, le ſiſche 90—92 Sgr. pr. 50 Kilogr. 

Kleeſaat ohne Zufuhr, — rothe 12—16% Thlr. pr. 50 Kilogr., weiße 

1216-18 Thlr. pr. 50 Kilogr., hochfeine über Notiz bezahlt. 

Thymothee ohne Aenderung, 8, —10%½ Thlr. pr. 50 Kilogr. 
Kartoffeln pr. 50 Kilogr. 28 Sgr. bis 1 Thlr., pr. 5 Liter 3% —4 Sgr. 

.. mA x e — —— 


Posenschs 
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do, do, 
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Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Petersburg, 7. Mai. Der deutsche Katſer beſichtigte heute Vor⸗ 
mittag die Iſage⸗Kirche und machte eine kurze Spazierfahrt zum Denk⸗ 
male Peters des Großen. Darauf fand eine Parade der Feuerwehr 
und Mittags ein Exereitium des Petersburger Grenadier⸗Regiments 
und des Kalugaregiments im Feuer ſtatt. Nach dem Familiendiner 
beim Großfürſten Conſtantin beſuchte Se. Maſeſtät das deutſche Theater 
und begab ſich nach demſelben mit der ruſſiſchen Kaiſerfamilie auf den 
Ball der deutſchen Botſchaft. — Die in mehreren deutſchen Zeitungen 
enthaltene Mittheilung, daß bei der Revue am 28. v. M. ſich ein 
Unglückfall zugetragen habe, indem ein Reiter mit ſeinem Pferde ge⸗ 
ſtürzt ſet, iſt unbegründet. 


40. do. 

Petersburg, 8. Mat. Kalfer Wilhelm nahm an dem geſtrigen zan den 
Familtendiner beim Großfürſten Conſtantin Theil, wohnte Abends dem do. do. 
von der deulſchen Botſchaft gegebenen Balle bei und reiſte heute Abend de. ao. 


7 Uhr von Gatſchina im beſten Wohlſein ab. Morgen findet in Kö⸗ 
nigsberg größere Tafel zu 120 Gedecken ſtatt. Der Kaiſer wird 
Sonntag Früh 1 Uhr in Berlin eintreffen. 


40. 


Petersburg, 8. Mai. Nach eingetroffenen Mittheilungen über die Khiwa⸗ 40. 
Expedition war die in Krasnowodsk (am kaspiſchen Meere) vereinigte Ab⸗ Odegonles. f.. 
ſheilung in einer Stärke von 12 Compagnien Infanterie, 400 Ke ſaken und do 


16 Geſchützen nebſt mehreren Raketen⸗Apparaten gegen Ende März von 
dort abmarſchirt und hatte die Richtung auf Dudur und Ismichſchyr einge: 5 
ſchlagen. Die Geſammtlänge des Weges bis Khiwa beträgt 785 MWerft.| zo. 
Das auf der Halbinſel Mangiſchlak an der Kinderli⸗Bucht verſammelte De⸗ 40. 


(Stetziger Börſender eat. 
Barometer 8“ 1¼. 


B. Stettin 8. Mai. 
Temperatur + 13’ N. 5 
pr. 2009 id. loco 56—86 Thlr. bez., pr. Pai 86 Th 
Juni 86, 85%, % Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli 85%, 86 Thlr. bez, vr. Juli⸗ 
Auguſt 857 Thlr. bez. u. Gld., pr. Auguſt⸗September 85 Thlr. Gld., pr. 
September-Detober 79½, % Thlr. b 
Pfd. joco 52—55 Thlr. bez. 


Fonds und deld-Usurse. 
Freiw. Stasts-Anleſhe Ja 


— Roggen wenig verändert, or. 
er 56 Thlr. bez., pr. Mai 54 Thlr. 
bez, pr. Mai⸗Juni 54, 53% Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli 53%, % Thlr. bez., 
pr. Juli⸗Auguſt dito, pr. September⸗Oetober 53%, % Thlr. bez., pr. Oeto⸗ 
ber⸗November 53% Thlr. Gld. — Gerſte feſt, pr. 2000 Pfb. loco 52— 
60 Tölr. bez. — Hafer feit, pr. 2000 Bio. loco nach Qual. 44 —49 Thlr. 
ez, pi. Mai⸗Juni u. Juni⸗Juli 47% Thlr. Glo. — Erbſen behauptet, 
x. 2000 Pfd. loco nach Qual. 42—47 Tolr, bez., pr. Mai⸗Juni 45% Thlr. 
Pfd. pr. September⸗October 99%, 99%, 
Gld. — Rübz! geſchäftslos, pr. 0 Bin, Jeg 22% 
Tblr. Br., pr. Mai⸗Juni 21% Thlr. Br., pr. Septemder⸗ October 22% Thlr. 

Br. us etwas matter, pr. 100 Liter? 100 bt. loeo ohne Faß 
17% Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 17 7 Thlr. bez. u. Br., pr. Juni⸗ 
bez. u. Br., pr. Juli⸗Auguſt 18% Thlr. bez. u 1 ! 
18% Thlr. bez. u. Br., pr. September⸗October 18% Thlr. bez. — Betrre 
deu lden 5% Thlr. bez., pr. September⸗October 5% Thlr. bez., pr. 
October⸗November 5%, ½ Thlr. bez., pr. November⸗December 6 Thlr. bez. 
2000 Etr. Erbſen, 50,000 Liter Spiritus. 

Aegulirungspreiſe: Wehen 85%, Roggen 54, Erbſen 45%, Nüböl 
21%, Spiritus 17%, Petroleum 5% Thlr. 


che Courſe und Börſennachrichten. 
us Wolff Telegr.⸗Bureau.) 

Paris, 8. Mai, Nachmittags 3 Uhr. 
54, 55. Anleihe de 1871 
5proc. Rente 63, 75. do. Tabaksactien 818, 75. 
778, 75. do. neue —, —. Oeſterr. Nordweſtbahn 503, 75. 
bahn⸗Actien 441, 25. do. Prioritäten 256, 25. 
do. de 1869 325, 00. Türkenlooſe 170, 50. Matt. 

5 ſols 93%. Ital. proc. Rente 
62% Lombarden 17%  5proc. Ruſſen de 1871 93%. 
de 1872 93%. Silber 59%. Türk. Anleihe de 1865 54%. proc. Türken 
de 1869 627. 9Iproc. Türken⸗Bonds —. . 
90%. Oeſterr. Silberrente 67%. Oeſterr. Papierrente 63%. Abwartend. 
oſſen heute 105,000 Pfd. S 


Wechſel 117%. Pariſer do. 92%. 
ranzoſen ) 356. Heſſ. Ludwigbahn 168%. Böhmiſche Weſtbahn 237. 
mbarden*) 203 /. Galizier 235%. Eliſabetbahn 256%. Nordweſtb. 227. 
Ruſſ. Bodencredit 90. Ruſſen 1872 
1860er Looſe 93%. 


To ale udn D r 
E 


Pram. Anleihe v. 1865 
Berliner Stadt-Obliz., 
Cö!n-Mind. Prämiensch|3 
Ooster.-Hordwendſ 5 
Oontral-Boden-Or. 
Unkündb, 5 

* 


mu 


ei, September⸗October 54% —55— 54, Thlr. bez. — Rüböl anfangs 8 Peg es 
it, dann recht matt und niedriger. Gekündigt 200 Ctur. Kündigungs &/Fonsche ... 


. — Winterrübſen pr. 2000 
Thlr. bez., Br. u. 


Kur- u. Naumärk, 
Pommersche. 


Preussische 4 
Westfäl, u. Shen, 4 
Bächalsche „... 4 
Bchlesische 


Br., Fr. Anguſt⸗September 


Burb. 40 Tiir,-Loos» 72% E. 
Oldenburger Loose 38½ 2. 


n 


Louisd'or 110 ½ @ 
Sovoreien: 6.21 
Napoleons 5.10 
Imperiola 8. 15 8. 


Jauk. und Industrie- 


86, 40. Anleihe de 1872 
Berl, Bankverein |16 

Berl, Kassen-Ver. |123/, 
Beriin, Hand,-Ges.|12%, 


Ausländische Fonds. ER 0 Gen 


Türken de 1865 55, 20. 


do, Vapierrente . 


40. 34er Präm,-Anl, 4 
do, Credit-Looso, . 
do, &er Loos. 


Berl. Wechalerbuk.|12%, 


Friedentbal d. C. |12 6proc. Verein. St. pro 1882 
Breei, Maklerbauk! — 
BresiMakl-Ver-Bk| 4 


do. Bod.-Ored.-Pfp., |5 


Brel. Wechsl 3 
Auge., Bol. Schatz-Ob} . 


Qentr.-Bkk. f. donor. 12 
CoburzerCred.-B& 10% 
Danziger Priv.-Bk.| 7 


Courſe.] Lond. Wiener do. 1067, 


Oregon 30. Greditaciien*) 338%. 
Silberrente 66%. Pagierrente 64. 
Raab⸗Grazer 81%. Amerikaner de 82 95%. Darmſt. Bank 
440. Deutſch⸗öſterr. 117%. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 155. 
Bank 108%. Berliner 
Wechslerbank 94%. 


8 Y ar ttel 

do. 5% Anloihe. 35 
Badische Präm.-Anl. 

Baiorsche 4% Anleihe 
Frauzötische Rente 
Kal, neue 55% Anleib- 
Ital. Tabak-Oblie. .. 
Raab-Grazer100Thir-i.|4 
Buränisohe Anloihe 


Frankf. Bankverein 140. 
Nationalbank 984. Meininger Bank 135%. Schiff'ſch 
Bank 238. Hahn Effectenbank 126. Continental 109. 

Malt. Süpdeutſche . 120. 


mo. 
x 8 Mai, Abends. [Effecten⸗Societät.] Ameri⸗ 
taner 95%. Crev.actien 339½. Staatsbahn — —, \ 
Galizier 235%. 1860er Looſe 93%. Silberrente 66%. Oeſterr. Nationals 
bank 990. Deutſch⸗öſterr. Bank 118%. Franzoſen 357%. Bankactien —, 
Hahn ſche Effectenbaut 126%. Frankfurter Bankverein 139%. Etwas be⸗ 


resden, 8. Mai, Nachm. 2 Uhr. Creditactien 193%. Lombarden 116%. 
66%. Sächſiſche Creditbank 117%. Sächſiſche Bank (alte) 148%. 
„do. (junge) 142%. Leipziger Credit 173. Dresdener B 
6. [Wechslerbank 110. 

497. Oeſterr Noten 91%. Lauchb 


Gonossensch,-Enh.|108, 
do, Junge 
Gewb.Sohustern C10 


l 15. 
Türkische Anleihe Hamb. Nordd. Bk 1 


6 . 5 * i 
Telegraphiſche Depeſchen. 8 ankfurt u. ., 8. 
st — Lombarden 203%, 
Aadische 35 KL-Ledsr 39 
Bsaunschw. Präm.-Ant, 
genwadische 10 Thlr.-Loose — 


Finnische 10 Thlr. Loose 104, bz. Leips, Orodit-BEuk. il 


Luxemburger do.] 12 


drschl. Oegsenver. 12 
ordd. Grunder.-B| 8 
Oberlausitzer Enk. 10 
Oest. Oredit-Astior] 37 


Zisenbahn-Prioritäts-Aotien. 


Berg.-Märk. Serie II. 
3% . 


Sächſiſcher Bankoerein 


Matt 
(Schluß⸗Courſe.) Hamb. Staats⸗Pr.⸗ 
nte 66%. Oeſterr. Creditactien 290. do. 1860er Looſe 
Nordweſtbahn 492. 


do, do. 8 
ao, Nordbahn e 


Bene 0b. et, . Franzoſen 764. Raab⸗Grazer 82. Lombarden 


Hahn 127. Laurahülte 
Prov.⸗Disc.⸗Bank 157. 


Preuss. Bank-Act, 128010 
Er. Bod. - Or.-Act. 14 
Pr. Central-Bod. Or.] 9% 


Prov-Wochsler-Bk| — 
Sächs, B. 60% 1. S. 10 
Bäche. Orsd.-Bauk I! 
Schles, Bank-Ver. 12 


Italieniſche Rente 61. 
235%. Commerzbank 110. Nordd. Bank 169%. 
Auglo⸗deutſche Bank 90%. do. neue 90%. Däniſche Landmannbant 102. 
Wiener Unionbank 215. 
66er Ruſſ. Pr.⸗Anleihe 124%. 
Disconto 6% pCt. Schluß beſſer. 

i. [Getreidemarkt.] 
böher gehalten. Weizen auf Termine ſtei 
Juni 126pfd. pr. 1000 


Vereinsbank 122. 


Dortmunder Union 161. 64er Aufl. Pram. 


Amerikaner de 1882 91%. 


Märkisch-Posener . En 
Färschl-Märkische , „ 4 Weizen und Roggen {ch 
ggen auf Termine höher. 
ilo neito 262 Br. 261 Gd. 3 
000 Kilo netto 254 Br. 253% Go., pr. Septbr.⸗October 
Br. 241 Gd. Roggen pr. Mai⸗Juni pr. 
11000 Kilo netto 164 Br., 163 Gd., pr. Juli⸗Auguſt 1000 Kilo netto 164 Br., 

163 Gd., pr. Septbr.⸗October 1000 Kilo netto 164 Br., 163 Gd. Hafer 
B höber gehalten. Rüböl ſtill, loco 34, pr. Mai 22%, pr. Dctbr. 
. 200 Pfd. 72. Spiritus geſchäſtslos, pr. Mai 100 Liter 100% 43, pr. 
uguſt⸗September und pr. September⸗October 26. Kaffee ſeſt; Umſatz 5000 


Ver.-BE. Quistorp.|13 


. v D Oh f ‚ me CDU U WER D == Mere e e 


do. do. IV. 
Näreckl, Zweb. Lit, C. 
x Anl Wiener Unionbank [161% Juli⸗Auguſt pr. 1 
126pfo. pr. 1000 Kile netto 242 


Nordd. Papierfabr. 80010 
Wostend, Comm - G. is 
Baltischer Lloyd. 10 


chement, das aus 12 Compagnien Infanterie, einem Sappeur⸗Commando W 


und 600 Mann Milizcavallerie beſteht und 6 Geſchütze ſowie 3 Raleten⸗ 
Apparate mit ſich führt, war am 14/6. April in der Richtung auf den 
Albugir⸗Golf ausgerückt, um ſich dort mit der Abtheilung des Generals 
Werewkin zu vereinigen. Die Eolonne hat bis dahin einen Weg von 675 
En 110 ckzulegen. Der Geſundheitszuſtand der Truppen iſt völlig be⸗ 
ebigend. 
Perpignan, 8. Mal. Nach aus Barcelona vom 6. d. Mis. 
ſtammenden Nachrichten wäre Brigadier Cabrineiy in einen Hinierhalt 
len und nur mit knapper Noth der Gefangenſchaft und dem Ver⸗ 
luſte zweier Geſchütze entgangen. Zuverläßige und detaillirte Nach⸗ 
chten lagen noch nicht vor. — In der Umgegend von Moya wur⸗ 
den ohne jede weitere Beunruhigung die Steuern von karliſtiſchen 
Steuerempfängern eingehoben. — Mehrere Deputationen hatten ſich 
im Generalcaptiän Velarde begeben und denſelben um Zurücknahme 
des Befehls betreffs Vermauerung der Ein⸗ und Zugänge von Land⸗ 
häuſern gebeten, wogegen fie eine allgemeine Erhebung der Bevölke⸗ 
kung gegen die Karliſten in Ausſicht ſtellten. 
Neapel, 7. Mai. Der König hat der Kaiſerin von Rußland am Bord 
ihrer Yacht einen Beſuch abgeſtattet. 
5 om, 7. Mai. Der Fürſt von Montenegro iſt hier eingetroffen. 
Chriſtiania, 8. Mai. Der Storthing lehnte nach zweitägigen 
Debatten die ſcandinaviſche Münzconvenſion mit 58 gegen 51 Stim⸗ 
men ab. 
Nom, 8. Mai. Die von dem Vicomte Damas im Namen der franzö⸗ 
ſiſchen Pilger an den Papſt erlaſſene Adreſſe und die Antwort des Papſtes 
auf dieſelbe wird von der „Opinione“ einer eingehenden Beſprechung unter⸗ 
zogen. Das gedachte Blatt erklärt dabei: „Während die von dem Vicomte 
Damas Wap Sprache für Italien im höchſten Grade beleidigend ſei, 


de, 40. 


do. 


do, do, 
al. Gasl-Ludtw.-B 
o. 


* 
abap 


. 


do, neue 


x 


2 


3 4 8 


3 


babe der Papſt in feiner Antwort ſich ſtreng innerhalb des religiöſen Ge⸗ 
dietes gehalten. Derſelbe habe damit offenbar dem Vicomte Damas eine ee 
Lehre in der Mäßigung ertheilen wollen. Was den von Damas ausge: 


drückten Wunſch anbelange, daß Frankreich ſeine frühere Größe wieder er⸗ 
langen möge, um auch ferner der Vorkämpfer des Papſtthums ſein zu köu⸗ 
nen, fo ſei es eine Beleidigung der edlen, intelligenten franzöſiſchen Nation, 
annehmen zu wollen, daß der Verfaſſer der Adreſſe damit den Anſichten 


und Ideen der a af Nation 5 7 werde, Frankreich habe durch 


Bücher. 


das Blut, welches daſſelbe in der Lombardei für Italien vergoſſen, den 
Beweis geliefert, daß ſeine Anſchauung eine andere ſei.“ 


do. Brieg-Nelase. 
Oosel-Oderb. Wild. 4 
o. 40. iR. 4 


Sack. Petroleum flau, Standard white loco 16, 50 Br., 16, 25 Gd., pr. 
Mai 16, 25 Gd., pr. Auguſt⸗December 17, 30 Gd. — 


Sresl,E-Wagenbau Tal 
res 4 (Baumwolle.) 


chön. 
(Aufangsbericht.) i 


N 


Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Unverändert. Tages⸗Import 21,000 
„000 Ballen amerikaniſche. 
Nachmittags 1 Uhr. 
o 9, 20, fremder loco 9, 7%, pr. Mai 

— Roggen feſter, loco 5, 20, pr. M 


2 7 „ 
2 


Bechte-Oder-Ufer-E. 
Schlesw. Eisenbahn 
Siarzard-Posan III. Em. 
Lemberz-Uzernowätz . 


8. Act, Br. (Scholtz) ? 


[Getreidemarkt.] 


hl Tuchfabrik 1 9, 2½, pr. Juli 8, 


— 


„pr. Nopbr. 5, 18. — Rübbl feit, loco 12, pr. Mai 11½1 pr. 


etober 12 ¼5. Leinöl loco 12 


8, 8. 5 
5.94, 00, pr. Juli⸗Auguſt 95, 25, pr. September⸗Decbr. 96 ! 
fteigend, pr. Mai 73, 75, pr. Juni 75, 00, pr. Juli⸗Auguſt 76, 00. — 
Spiritus pr. Mai 53, 50. — Wetter: Beränverlich rl 
3 warrants 114 Sh. 6 D. 
[Getreidemarkt! 


Im 


0. 
u- Oderberg 
‚Budolph-Bhn 
schl, Centralbhu. 
Französische 


R 
Productenmarkt.] 


— — 
2 — 


Glasgow, 8. Mai. Roheiſen. Mixed numbre: 
Mai, Nachm. 4 Uhr 30 Min. 
5 Mai 382, pr. October 359. — Roggen pr. Mal | 


a d 
tw Mai, Nachm. 4 Uhr 30 Min. 

(Schlußvericht) Weizen feſt. — Roggen ſteigend, franzöſiſcher 21% 

Hafer feſt, inländiſcher 21. — Gerſte behauptet. 

A [Petzoleummarkt“ 
finirtes Type weiß, loco 41 bez. und Br., pr. Mai und pr. Juni 41 Br. 
pr. September 44 bez. u. Br., September⸗Decbr. 45 Br. 
Petroleum, Standard white loco 


co, südl. Staatabbv. 


de, Obligationen 
Chemnitz-Komotau, . [6 
Frag Dux. 
Dux-Boden bam 
Rockford Rock Ielaud 
Ung. Nordostb aa 
Ung. Oetbahnn 
Wars heu-Wien B. . ]ö 


Eee 


ſterdam, 8. 
(Schlußbericht.) ae 
[Getreidemarkt.] 


Bazk-Piscont 6 30s. 
Lombard-Zinefusa 7 pt. 


Mai. [Der norddeutſche Lloyddampfer „Ham⸗ 


New⸗Nork, 7. 5 
bend 8 Uhr bier eingetroffen. 


h Bremen, 8. Mai. 
monia“!] iſt 


5 IE 
Bad Reinerz. 
Klimatiſcher Gebirgs⸗Curort, Brunnen, Molken⸗ und Babde-Anftalt, in der Grafſchaft Glatz, preuß. Schleſten. 
S Eröffnung am 4. | 

Angezeigt gegen Katarrhe aller Schleimhäute, Kehlkopfleiden, chroniſche Tuberkuloſe. Lungen⸗Em⸗ 

phyſem, Bronchektaſie, Krankheiten des Blutes: Blutmangel, Bleichſucht u. ſ. w., ſowie der byſteriſchen und 


Krankheiten, welche daraus entstehen; Folgezuſtände nach ſchweren und fieberhaften Krankheiten und Wochen 
öſe und allgemeine Schwäche, Neuralgien, Scrophuloſe, Rheumatismus, exſudative Gicht, conſtitutio⸗ 


Im Comptoir der Buchdruckerei 
Herrenſtraße Nr. 20 
ſind vorräthig: 
Oeſterr. Zoll⸗ und Poſt⸗Deelara⸗ 


Fuh 
tbriefe Schiedsmanns⸗ 
Protokollbücher, Vorladun 
Atteſte. Miethsquittungs 
Tauf⸗, Trau- und Begräbniß⸗ 
Proceß Vollmachten, 
Fremden⸗Meldezettel und Quit 


fohlen für Reconvalescenten und 
tungsblan 


ften bekannter Sommeraufentbal 
Verantwortlicher Redacteur Dr. Stein. (In Vertretung: Dr. Weis.) 


€ ſchwächliche Perſonen, ſowie als angenehmer durch feine reiz 
den Verglardſch f | 1 0 a [454 


Druck von Graf, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 2 1 


